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PRASIDENT TESAR (14772 14 U h r  I M I -  
nu te ) :  Ich errörfne die Sitzuiig. Das Proto- 
koll der letzten Sitzung ist geschäftsord- 
iiungsmaßig aufgelegen; es ist unbeanstandet 
geblieben, demnach als genehmigt zu be- 
tra chteri. 

Von der heutigen Sitzung haben sich eiit 
schuldigt die Abg. Schlegl, Schebesta, Jiro- 
vetz und Scliwarzott. Herr Abg. Hrebacka 
hat mit Schreiben vom 24. .Jänner 1963 uni 
eiiieii Urlaub in der Zeit vom 28. Jänner bis 
18. Februar 1963 angesucht. Ich habe ihm 
laut 5 19 der Landtagsgeschäftsordnung die- 
sen Urlaub erteilt und ersuche das Hohe 
Haus uin Kenntnisiiahme. 

Wie bereits angekiindigt stelle ich die im 
Ge~neiiisaiiien Landwirtschafcsausschuß und 
Verfassuiigsausscl-iuTs, Zahl 448, und im Fi- 
nanzaussdiuß, Zahlen 432 und 449, verab- 
schiedeieii Vorlagen auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitixing. Die Zahl 453 des Wirt- 
schaitsausschusses, Antrag der Abg. Laferl 
und Geiiossen, betreffend die Harzwir'tscliaf t 
in Niederösterreich, wurde in der Sitzuiig 
dieses Ausschusses vom 29. Jänner 1963 zur 
Einholung von Stellungnahmen der Kain- 

mern zuiückgestellt. (Nach  einev Pause) 
Keine Eiiiweiidung. Die Anträge zu den Zah- 
len 448, 432 und der abgeänderte Antrag 449 
liegen auf den Plätzen der Herren Abgeord- 
rieten aui. 

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes. 

SCHRIFTFUHRER ( l ies t ) :  
Mit Leiluiig der Landesamtsdirektion vom 

35. Jänner 1963, betreffend die Abberufung 
des aus dein Landesdienst ausscheidenden 
Vorstandes des Kontrollamtes für das Land 
Niederosterreich, Hotrat Ludwig Bochdansky, 
und Neubestellung seines Nachfolgers. 

PRASIDENT TESAR (nach Zuweisung des 
Ginlaules an den zuständigen Ausschuß): Die 
Fraktion der Abgeordneten der österreichi- 
cchen Volkspartei im Landtage von Nieder- 
¿,sterrcich hat mit Schreiben vom 31. Jänner 
I963 Wahlvorschläge Lwecks Ersatzwahl in 
die Gesclia~tsausschüsse des Landtages unter- 
breitet. 

Wir nehmen die Ersatzwahl vor. Ich bitte 
die Stimmzettel, welche au€ den Plätzen der 
Herren Abgeordneten aufliegen, auszufüllen 
und abzugeben. (Geschieht.) 

Die Stimmenabgabe ist geschlossen. Die 
Herren Schriftführer ersuche ich um Vor- 
nahme des Skrutiniums und unterbreche zu 
diesem Zwecke die Sitzung auf kurze Zeit. 
(IJntet bieclzuizg der Sitzung um 14 Uhr 5 Mi- 
mcten.) 

(Nach  W i e d e r a u f n a h m  der Sitzung um 
14 Uhu 6 il4irzuien): Ich nehme die Sitzung 
wiedei au:. Abgegeben wurden 47 Stimm- 
iettel. Mit alien abgegebenen 47 gültigen 
Stimmen wurden folgende Abgeordnete der 
OVP in die Geschäftsausschiisse des Land- 
iages i o n  Niederösterreich gewählt: in den 
Finarizausscliuß an Stelle des Landesrates 
Abg. Josef Hilgarth Abg. Roman Resch als 
Mitglied, an Stelle des Abg. Roman Resch 
Abg. Josef Wüger als Ersatzmann. In den 
Fiirsorgeausschuß an Stelle des Landesrates 
ilbg Josef Hilgarih Abg. Roman Resch als 
5rsaiziiiann. In den Landwirtschaftsaus- 
schuß an Stelle des Landesrates Abg. Josef 
Ililgarili Abg. Alois Cipin als Mitglied und 
an Stelle des Abg. Alois Cipin Abg. Johann 
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Fraissl als Ersatzmann. In den Schulaus- 
schuß an Stelle des Landesrates Abg. Josef 
Hilgarth Frau Abg. Sophie Schulz als Mit- 
glied. In den Verfassungsausschuß an Stelle 
des Landesrates Abg. Josef Hilgarth Abg. 
Franz Schlegl als Mitglied und an Stelle des 
Abg. Franz Schlegl Abg. Alois Cipin als Er- 
satzmann. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Marchsteiner, 
die Verhandlung zur Zahl 448 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. MARCHSTEINER: 
Holler Landtag! Ich habe namens des Ge- 
meinsamen Landwirtschaftsausschusses und 
Verfassungsausschusses über die Vorlage der 
Landesregierung, betr. das Gesetz, mit dem 
das nö. Landwirtschaftskammergesetz 1962 
abgeändert wird, zu berichten. 

Nach 5 29 Abs. 5 des nö. Landwirtschafts- 
kammergesetzes 1962, LGB1. Nr. 41, ist U. a. 
zur Einhebung einer Umlage von mehr als 
280"io der Beitragsgrundlage für die Landes- 
Landwirtschaftskammer oder von mehr als 
60Oiofür die Bezirks-Landwirtschaftskammern 
ein Landesgesetz erforderlich. Uberdies be- 
darf die Einhebung einer Umlage von mehr 
als 2OOn/:0 der Beitragsgrundlage für die Lan- 
des-Landwirtschaftskammer oder von mehr 
als 5 O 0 / o  für die Bezirks-Landwirtschaftskam- 
mern der Zustimmung durch die Landes- 
regierung. In der Bindung einer gewissen 
Umlagenhöhe an ein Landesgesetz, wobei 
überdies noch die Zustimmung der Landes- 
regierung erforderlich ist, liegt eine beträcht- 
liche Beschränkung und Schlechterstellung 
der Landwir Ischaftskammern gegenüber al- 
len anderen Kammern. Für diese Kammern 
ist teils eine gesetzliche Obergrenze ohne 
aiif sichtsbehördliche Mitwirkung, teils eine 
aufsichtsbehördliche Genehmigung oder über- 
haupt keine Mitwirkung anderer Stellen vor- 
gesehen. Dazu .kommt noch, daß die Umla- 
gen- bzw. Beitragsberechnung dieser Kam- 
mern auf Grundlagen beruht, die mit der 
Wirtschaftsentwicklung Schritt halten, wäh- 
rend die Umlagen der Landwirtschaftskam- 
mern auf einem starren Meßbetrag aufge- 
baut sind, der den gegebenen Wirtschafts- 
Verhältnissen nicht im gleichen Ausmaß 
Rechnung trägt. Durch die vorliegende No- 
velle werden die Landwirtschaftskammern 
hinsichtlich der Umlagenerhebung den ande- 
ren Kanimern angeglichen und in finanzieller 
Hinsicht beweglicher gestaltet. 

Das vorzeitige Inkrafttreten wird damit be- 
gründet, daß die Umlagenfestsetzung bereits 
ab 1. Jänner 1963 wirksam werden soll und 
demnach der Hundertsatz durch die Vollver- 

sammlung der nö. Landes-Landwirtschafts- 
liammei- bereits im Dezember festgelegt wer- 
den mußte. 

Das Gesetz hätte demnach folgenden Wort. 
laut: Gesetz vom . . ., mit dein das nö. Land- 
wirtschaltskainmergesetz 1962 abgeändert 
wird. 

Der Landtag von Niederösterreich hat be- 
schlossen: 

Artikel I. 
Zm 5 29 Abs. 5 des nö. Landwirtschaftskam- 

niergesetz 1962, LGB1. Nr. 41 aus 1962, ent- 
Iällt der 1. Satz. 

Artikel 11. 
Dieses Gesetz tritt rückwirkend mit 1. De- 

zember 1962 in Kraft. 
Der Antrag des Gemeinsamen Landwirt- 

scliat tsausschusses und Verfassungsausschus- 
ses hat folgenden Wortlaut (Ziest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzentwurf wird ge- 

nehmigt. 
2. Dic Landesregierung wird aufgefordert, 

wegen Durchführung dieses Gesetzesbeschlus- 
ses das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Verhandlung zu vorliegender Zahl einzulei- 
ten und die Abstimmung vorzunehmen. 

PRÄSIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort gelangt Herr Abg. Scherz. 

ABG. SCHERZ: Hohes Haus! Sehr verehrte 
Damen und Herren! Wenn heute über die 
Änderung des Landwirtschaftskammergeset- 
zes iin 9 21 Abs. 5 ein Beschluß gefaßt wer- 
den soll, so gestatten Sie mir, daß ich doch 
etwas weiter aushole, um aufzuzeigen, wie 
es überhaupt zu diesem schwerwiegenden 
EntschluB gekommen ist. 

Am 19. Dezember 1962 hat mich Herr Kam- 
merpräsident, Nationalrat Scheibenreif, im 
SPÖ-Klub aufgerufen und mir mitgeteilt, daß 
es für das Jahr 1963 notwendig sei, die Kam- 
ineruinlage um 20 Prozent zu erhöhen. Er 
würde ersuchen, daß bei der SPÖ ein ein- 
stimmiger Beschluß zustande käme. Auf 
meine Frage, warum für 1963 eine 20"ioige 
Umlageerhöhung erfolgen solle, sagte er, es 
stünden die Beamtenforderungen vor der 
Tür und dazu braucht man natürlich Geld. 
Meine Erklärung darauf war, daß wir bei 
den Beanitenforderungen nicht gut zurück- 
stehen können, ich werde es dem Klubob- 
mann, Landeshauptmannstellvertreter Dr. 
Tschadek, vortragen. Ich habe mich also zum 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter bege- 
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ben, dieser war gerade durch eine Partei 
verhindert, mich anzuhören, und als es so 
weit war, hat Präsident Scheibenreif Herrn 
Landeshauptniannstellvertreter Tschadek in 
dieser Sache aufgerufen. Landeshauptmann- 
stelhertreter Tschadek sagte ,,Scherz steht ja 
bei mir. Wir sind grundsätzlich nicht dage- 
gen, wenn die Beamtenforderungen eine Um- 
lagenerhbhung notwendig machen, aber nach- 
dem jetzt keine Möglichkeit ist, im Klub 
daruber zu verhandeln, werde ich in der 
Regierungssitzung, zu der ich eben gehen 
muß, die Anfrage an den Herrn Landeshaupt- 
manii richten." Es waren zu der Zeit gerade 
die Budgetverhandlungen. Herr Präsident 
Scheibenreif hat mich auch gebeten, ihn so 
bald als möglich zu benachrichtigen, weil ja 
am 21. die Vollversammlung der Landes- 
Landwirtschaftskammer stattfindet und er 
einen BeschlulS braucht, damit dieser am 
1. Janner 1963 rechtskräftig werden kann. 

Als Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Ilr. Tschadek von der Regierungssitzung zu- 
ruckgekonimeii ist, hat er gesagt, das wäre 
nicht so, da& es sich nur um die Beamten- 
forderungen handelt; an denen ist man vor- 
beigegangen. Es handelt sich ja um einen 
Hauskauf. Es bleibt natürlich dem Klub vor- 
behalten, eine Stellung zur Erhöhung des 
Plafonds auf 400 Prozent zu beziehen. Herr 
Landeshauptniannstellvertreter und ich ha- 
ben aber schon ja gesagt, wir wußten nicht 
hundertprozentig, wie das vor sich gehen 
soll. Es wurde mir auch im Ausschuß vor- 
gehalten, daß ich in der Vollversammlung 
meine Zus tiinmung gegeben habe. Ich brau- 
che das nicht näher zu erörtern. Ich glaube, 
auch auf Ihrer Seite gibt es Klubbeschlüsse, 
die eingehalten werden müssen, so, wie es 
bei uns ist. Was uns aber dazu bewegt, die- 
ser Gesetzesvorlage nicht unsere Zustiin- 
inung zu geben, ist, daß man sich jetzt einer 
Sache begibt, die wir schon 40 Jahre besessen 
haben. Es ist dann überhaupt kein Einspruch 
mehr möglich. Wir wissen ganz genau, daß 
es bei den besagten 20 Prozent nicht bleiben 
wird, denn dieses Haus, das in Aussicht ge- 
nommen ist, verlangt doch einen Umbau, 
und mit den 3,000.000 S wird wahrscheinlich 
nicht viel geschehen können. So wird sich die 
Kainnierumlage sukzessive von Jahr zu Jahr 
erhöhen, bis wahrscheinlich der Umlagesatz 
\7on 400 Prozent erreicht ist. 

Es wäre aber nicht wegen dieser 20 Pro- 
Lent fur die Landes-Landwirtschaftskammer 
allein. Sie wissen ganz genau, daß sich auch 
in der Sozialversicherung die ümlagen um 
50 Prozent erhöht haben, das macht sclioii 
70 Prozent. Außerdem ist bekannt, da6 im 

Jahre 1963 die Bezirksbauernkammern ihre 
Umlagen um 20 Prozent hinaufgesetzt haben, 
so daß das in Wirklichkeit 90 Prozent 
ünilageiierhöhungen sind. Wir als Arbeits- 
bauern stehen auf dem Standpunkt, wenn 
immer hervorgekehrt wird, daß dem Bauer 
der Anteil an den Errungenschaften des Lan- 
des vorenthalten wird, daß es auf der ande- 
ren Seite nicht tragbar ist, den Bauern wie- 
der 90 Prozent hinaufzunumerieren. Sie wis- 
sen, daß in Niederösterreich meist Klein- 
und Mittelbauern sind, die eine solche Er- 
höhung nicht hinnehmen können. 

Ich darf daher namens der sozialistischen 
Fraktion im Landtag die Erklärung abgeben, 
daß wir diesem Gesetz unsere Zustimmung 
nicht geben können. (Beifall bei der SPö.) 

PRÄSlDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Maurer. 

ABG. MAURER: Hohes Haus! Mein Vor- 
redner hat über den Werdegang dieser Ge- 
setzesvorlage, die zur Beratung steht, bereits 
einiges berichtet. Wir sind aber mit den AUS- 
fiihrungen nicht ganz einverstanden; ich darf 
daher einiges richtigstellen. 

Es wurde im Dezember, während der Bud- 
getberatungen, eine Gesetzesvorlage einge- 
bracht. Abg. Scherz hat bereits über die Vor- 
geschichte gesprochen, über die Absprache 
zwischen Präsident Scheibenreif der Landes- 
Landwirtschaftskammer, seiner Person und 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dr. 
Tschadek. Nun erklärt Herr Abg. Scherz, 
Präsident Sclieibenreif hätte sie nur über 
die voraussichtliche Erhöhung der Beamten- 
gehälter informiert. Uns wurde gesagt, daß 
die beideii Herren auch über den Ankauf des 
Hauses in Kenntnis gesetzt wurden. Ich 
werde darauf noch zu sprechen kommen. 
Eines ist sicher, die beiden Herren haben 
Präsident Sclieibenreif die Zusage gegeben, 
daß sie sich in ihrem Klub für diese Sache 
einsetzen werden. Dann kam dieses Ge- 
schäftssiück in den Ausschuß. Es haben die 
Vertreter der SPö-Fraktion diese Gesetzes- 
vorlage, wonach eine 20°/oige Kammerumlage- 
erhöhuiig eintreten und den Landeskammer- 
räten ein zusätzliches Pouvoir eingeräumt 
werden sollte, mit unseren Vertretern behan- 
delt und eine Erhöhung auf 400 Prozent zur 
Sprache gebracht, was praktisch nicht zur 
Debatte stand. Nach dem Gesetz, das wir 
vor zwei Jahren in diesem Hause beschlos- 
sen haben, ist der Landtag zu befragen, falls 
eine über 280n/oige Kammerumlageerhöhung 
eintreten sollte. Nun haben die Vertreter der 
bozialistischen Fraktion im Ausschuß dieser 
Vorlage nicht zugestimmt. Daraufhin haben 
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wir, da doch einiges unklar xvar, den Antrag 
zurückgestellt. Zwischendurch aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, hat die 
,,Arbeitei--Zei tung" über diese Ausschußsit-. 
zuiig berichtet. Ich weiß nicht, von wo sie 
die Information her hatte. jedenfalls stand 
im Artikel der ,,Arbeiter-Zeitung" folgendes 
zu lesen: „Bauern sollen höhere Kamnier- 
Umlagen zahlen. Die Niederösterreichische 
Landes-Landwirtschaftskammer hat bei der 
Landesregierung überfallsartig die Erhöhung 
der Beii räge ihrer Mitglieder, die sogenannte 
Kainmerunilage, beantragt. Die Kammerum.. 
lage, die bisher mit einem Hebesatz bis zu 
280 Prozent des Für die Eiiiliebung der 
Grundsteuer ermittelten Meßbetrages festge- 
legt war, soll nun durch eine Änderung der 
Bestimmungen des Landwirtschaftskammer- 
gesetzes auf einen Hebesatz von 400 Prozent 
erhöht werden; das bedeutet eine Erhöhung 
uin 43 Prozent." Im Anschluß daran folgen 
einige Argumentationen. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist unrichtig; hier 
ZLI argumentieren, daß die zu beschließende 
Kammerumlage eine Erhöhung um 43"/(i be- 
deute. In  der Gesetzesvorlage war nur von 
einer 20'1/~iigen effektiven Erhöhung die Rede 
und nicht von einer Erhöhung, die unter 
Umständen vielleicht in einigen Jahren oder 
iiberhaupt nicht eintreten kann. Darf ich 
ieststeiieii, daß hier wohl eine sehr unsach- 
gerriälie Argumentation der „Arbeiter-Zei- 
tung", scheinbar über Information der Frak- 
tion der sozialistischen Partei, gegeben 
iviirde. Wir müssen solch demagogische Ar- 
tikel auf das Schärfste zurückweisen. 

Aoer es kam dann noch schöner. Ende 
Dczember fand die Vollversammlung der 
Landwirtschaftskammer statt, und dabei hal 
sich auch Abg. Scherz zu Worie gemeldet. 
Er kam unter anderem auch auf diese ge- 
piaiite Erhöhung der Kammerumlage zu 
sprechen. Auf einen Zwischenruf des Präsi- 
denten Scheibenreif, da& Abg. Scherz 
doch mit Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. 'Tschadek die Zustimmung gegeben hat, 
darl ich dazu ausdrücklich erklären, daß 
Abg. Scherz damals zugegeben hat, er hat 
nicht gesprochen nur unter der Bedingung, 
daß die Beamtengeliälter erh0ht werden 
sollten, sondern ei. hat absolut die Zustim- 
mung gegeben und nachdrücklich erklärt: 
,Jch bin heute noch der Auffassung, aber 
wir waren nur zwei in unserer Fraktion Lind 
sind daniit umgefallen." Aber es wurde ihm, 
meine Verehrten zur Linken, auch der Ar- 
i.ikel iii der „Arbeiter-Zeitung" wahrheitsge- 
treu. vorgehalten. Daraufhin erklärte er, es 
kommt vor, dan die Zeitungsschreiber bei 

Landtag 

uns im Klub anwesend sind, und sie haben es 
i'alsch aufgefant und die 4 O O u / ~  als effektive 
Erhöhung hingestellt. Sehr interessant ist, 
dali ini nächsten ,,Arbeitsbauernbündler" 
vom 22. Dezember vollinhaltlich unter der 
Uberschri Ft ,,Niederösterreichs Bauern dro- 
hen erhöhte Umlagen,, Wort fur Wort die 
Stellungnahme der ,,Arbeiter-Zeitung" zitiert 
wurde. Ich weiß nicht, war vielleicht auch 
hier so ein Zeituiigsschreiberling anwesend? 
Es konnte möglich sein. Aber auch diese 
Argumentation in7 „Arbeitsbauernbündler" 
ist völlig unrichtig. Nun liegt dem Hohen 
Hause neuerlich eine Gesetzesvorlage, näm- 
lich die GeschäCtszahl 448, vor, wonach bei 
E; 29 Abs. 5 der 1. Satz entfallen soll, daß der 
Hohe Landtag. bei Erhöhung der Kammer- 
unilage die Zustimmung geben muß. Es 
\Kurde auch dieses Gescliäftsstück im Aus- 
sci-iuß behandelt und beschlossen, dieses Ge- 
setz wirksam werden zu lassen. Aber auch 
hier hat sich bereits Abg. Scherz als Sprecher 
der SPO gemeldet und ich habe ihm schon 
jm AusschuR einiges von dem gesagt, was 
ich hiei, erwiihnt habe. Dieses Verhalten ist 
doch sicherlich sehr interessant, auf der 
einen Seite zu sagen, persönlich bin ich damil- 
cinL-erslanden, aber mein Klub ist stärker. 
Wir wissen sehr wohl, man will auf der lin- 
ken Seite versuchcn, aus der Situation poli- 
tischen Gewinn zu erzielen. Wir werden 
sehen, iiieine sehr Verehrten, ob dies gelingt 
oder nicht. Wir jedenfalls sind entschlossen. 
dieses Gesetz in der vorliegenden ,Form Wirk- 
!ichl<eit werden zu lassen. Das darf ich na- 
mens meiner Fraktion erklären. 

Kuii wurde auch im Ausschuß iiber das 
Gesaintaufkomrnen der Grundsteuer gespro- 
chen, und es hat sich gezeigt, daß Abg. Rösch 
mit der Materie absolut nicht vertraut ist, 
Iijt2iJii erwähnt wurde, da13 die Kammerum- 
lase starr eingehoben wird, weil es keine 
Bewegung gibt. Im Gegenteil, es muß Grund 
und Boden für Siedlungszwecke freigegeben 
werden, der landwirtschaftliche Grund und 
Boden, wird weniger und damit fällt auch 
das Einkommen der Landwirtschaftskammer, 
mit dem sie ihre Erfordernisse erfüllen muß. 
Wie schaut es im Vergleich zur Arbeiter- 
kaminer aus? Auch diesen Beweis haben wir 
geführt. Hier liegt kein starres System zu- 
._ grunde, prozentinäßig ist der Anteil an den 
Gehältern, wohl nach oben, wie Abg. Rösch 
erklärt hat, begrenzt. 

Nun nochmals zurück zur Grundsteuer. 
Nicht nur iin Bergbauerngebiet war es bis 
z u m  Jahre 1948 und noch etwas länger nicht 
möglich, über 300"/~ hinauszugehen. Zwischen- 
durch ist diese Bestimmung gefallen. Damit 
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hat sich neuerlich eine Erhöhung der Grund- 
steuer ergeben und das ist die Differenz 
zwischen 114 Millionen Schilling, die 1958 
seitens der Gemeinden eingehoben wurden, 
und nunmehr 140 Millionen Schilling. Auch 
im Flachlandgebiet hatten wir Gemeinden, 
die die Grundsteuer nicht voll eingehoben 
haben. Iri meinem Bezirk hat die Gemeinde 
lnzersdorf an der Fischa den Hebesatz erst 
vor kurzen? auf 400"/11 erhöht. Ich wollte hier 
nur den Beweis führen, daß die absolut 
starre Linie bei den Gemeinden noch nicht 
crreicht ist, denn mir ist bekannt, daß noch 
nicht alle Gemeinden den höchsten Hebesatz 
eingeführt haben. 

Zur Auffassung der Mandatare der OVP 
im €Iiiiblick auf' die Abänderung dieses 
Grundverkehrsgesetzes darf ich lhnen erkiä- 
reii, da& wir der Meinung sind, daß wir den 
Herren Landeskainmerräten, die als Vertre- 
ier einer gesetzlichen Körperschaft gewählt 
wurden, gerade in dem Punkte der Grund- 
steuererhöhung unser vollstes Vertrauen ent- 
gegenbiingen müssen und es auch tun. Wir 
glauben, da& unsere gewählten Landeskani- 
merräte sehr wohl in der Lage sein werden, 
cien Zeilpunkt, den sie für eine eventuelle 
Erhöhung oder Senkung für richtig finden, 
selbst beurteile11 zu können; deswegen sind 
sie ja letzten Endes gewihlte Mandatare in 
der Kammer, und wir wollen ihnen dieses 
Recht und die Veraniwor tung nicht nehmen. 
Wir sind selbst mitverantwortlich für die 
Beschlüsse, die wir hier tätigen. Man kann 
sicher nicht sagen, daß dem Landtag etwas 
von seinem Rechte genommen wird, wenn 
nunmehr lediglich die Zustinimung der Lan- 
desregierung eingeholt werden muß. Ich 
glaube, dieses Recht ist nicht so groß, daß 
man sagen könnte, der Hohe Landtag hätte 
nun überhaupt nichts mehr mitzureden. 
Eines darf ich hier meinen Kollegen zur Liii- 
icen selir criipfeiilen: Wir haben ständig 
große Wünsche bezüglich unserer agrarischen 
Forderungen und der Agrarpreisgestaltungen. 
Wenn Sie auf diesem Gebiete Ihr offenes 
Herz für die Bauernschaft zeigen wollen, so 
empfehle ich Ihnen, meine verehrten Damen 
und Herren, tun Sie das, dann wird Sie die 
Raueriischaft sicher anders einschätzen als 
bisher. (Beijull bei d e r  OVP.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Niklas. 

ABG. NIKLAS: Hoher Landtag, sehr ver- 
ehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
einige Worte im allgemeinen über den ersten 
Antrag, den Sie Mitte Dezember des vergan- 
genen Jahres gebracht haben. Damals wurde 
angefüliri, daß die Kammerumlage von 280"'0 

auf 400",r1 erhöht werden soll. Sie selbst wa- 
ren überrascht und haben sofort diesen An- 
trag zurückgezogen und eine neuerliche Be- 
handlung vorgeschlagen. Sie haben sich dar- 
auf ausgeredet, daß wir damit mitten in die 
Budget beratungen hineinkämen und haben 
einen zweiten Antrag vorbereitet. Wenn wir 
ZLI dieser Umlageiierhöhung Stellung neh- 
men, dann möchte ich nicht nur die 280"ioige 
Kaiiiinerumlage, sondern auch die Bezirks- 
bauernkammerunilage betrachten. Wenn wir 
berücksichtigen, daß von den 66 Bezirks- 
hauernkamniern bereits 40 die Umlage um 
60 Prozent erhöht haben, dann ergeben sich 
340 Prozent. Nunmehr soll auf Grund Ihres 
Antrages noch die allgemeine Kammerum- 
iage um 20 Prozent erhöht werden. Dadurch 
ergibt sich eine ganz beträchtliche Erhöhung 
und eine empfindliche Belastung der Bauern- 
schafi. Ich sehe ein, daß die Beamtenschaft 
im Mauptamtsgebäude in der Löwelstraße 16 
an Rauniinangel leidet und daß man an dem 
benachbarten Haus, das zum Kauf angebo- 
ien wurde, interessiert war. Zum Kauf sind 
aber immerhin 3,8 Millionen Schilling erfor- 
derlich. Wie bereits erwähnt wurde, ist der 
Ausbau iiatüi,lich mit großen Kosten verbun- 
den, die sicherlich noch weitere Erhöhungen 
der Kainmeruinlage notwendig machen wer- 
den. Ich möchte betonen, daß die Bezirks- 
I>auernkammerunilage Ihrer Ansicht nach 
hauptsächlich zur Errichtung der Gebäude 
der Landwirtschaftskammern notwendig ge- 
worden ist. Bei Betrachtung dieser Häuser 
köiineii wir feststellen, daß sie recht reprä- 
sentativ sind. Vor kurzem wurde eines im 
Waldviertel eröffnet, und ich muß sagen, daß 
zum Beispiel jenes in Lassee im Marchfeld, 
wo die besser situierten Bauern zu Hause 
sind, niil dem im Waldviertel nicht Schritt 
halten kann. Ich habe auch im Betriebsaus- 
schuß und in der Vollversammlung erklärt, 
daß niil den Eifersüchteleien doch endlich 
einmal Schluß gemacht werden müsse. Es 
gehl nicht an, auf Kosten der Umlagepflich- 
tigen Häuser zu bauen, die im allgemeinen 
iveit über das Bedürfnis hinausreichen. Es 
soll wohl zweclcinäßig und modern gebaut 
werden, doch dürften gewisse Schranken 
nicht überschritten werden, um den Bauern 
nicht noch weitere Belastungen aufzuerlegen. 

Ferner muß noch hervorgehoben werden, 
daB ini Land Niederösterreich in den letzten 
funf Jahren Bodenschätzungen vorgenommen 
wurden. Dabei wurden für jene Landwirte, 
die über schweren und schlechten Lehm- 
boden verfügen, höhere Einheitswerte fest- 
gelegt, wodurch sie höhere Kammerumlageii 
zu entrichten haben. Dieser Umstand müßte 
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berücksichtigt werden. Meine Herren! Auf 
der einen Seite stellen wir fest, daß unsere 
Produkte zu billig sind, und andererseits 
fordern wir als Berufsvertretung immer 
mehr und mehr. Ich glaube, man müßte sich 
schon in angemessenen Grenzen halten. Ich 
danke für ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 
links.) 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
err Abg. Dip1.-Ing. Robl. 

ABG. D1PL.-ING. ROBL: Hoher Landtag! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die beiden / sozialistischen Vorredner haben sich in er- 
ster Linie mit der Belastung der Landwirt- 
schaft durch die Erhöhung der Kammerum- 
lage befaßt. Wir wissen aber aus den Aus- 
schußberatungen, daß für die sozialistische 
Fraktion noch ein zweiter Grund ausschlag- 
gebend ist, diesem Gesetz die Zustimmung 
zu versagen, und zwar deswegen, weil da- 
durch der Landtag auf ein Recht verzichtet, 
das er seit dem Jahre 1922 innehat. Darf ich 
vielleicht einleitend mitteilen, daß der 9 29 
Abs. 5 des bisherigen Kammergesetzes fol- 
gendes enthält: „Zur Einhebung einer Um- 
lage von mehr als 280 Prozent der Beitrags- 
grundlage für die Landes-Landwirtschafts- 
kammer oder von mehr als 60 Prozent für 
die Bezirks-Landwirtschaftskammer ist ein 
Landesgesetz erforderlich. Zur Einhebung 
einer Umlage von mehr als 200 Prozent der 
Beitragsgrundlage für die Landes-Landwirt- 
schaftsarnmer oder von mehr als 50 Prozent 
für die Bezirks-Landwirtschaftskammer ist 
die Zustimmuiig der Landesregierung erfor- 
derlich." Wenn der Landtag nunmehr auf 
sein bisheriges Recht verzichtet, dann ist die 
niederösterreichische Landesregierung, wenn 
eine Umlage von mehr als 200 Prozent des 
Grundsteuermeßbetrages beschlossen wird, 
auf jeden Fall zuständig. Verweigert die Lan- 
desregierung innerhalb von 3 Monaten ihre 
Zustiinmung, so kann eine Erhöhung nicht 
in Kraft treten. Die Zustimmung der Landes- 
regierung ist also nach wie vor einzuholen. 
Es erhebt sich die Frage: Ist denn wirklich 
die Mitwirkung des Landtages erforderlich? 
Früher war es so, daß die im Gesetz festge- 
legte Höchstgrundlage von der Vollversamm- 
lung der Landes-Landwirtschaftskammer nie 
erreicht wurde, das heißt, die Landes-Land- 
wirtschaftskaininer mußte den Landtag nichL 
damit befassen, weil sie den Höchsthebesatz, 
der gesetzlich verankert war, niemals fest- 
gelegt hat. Die Kammer ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechtes. Die Landes-Land- 
wirtschaftskaininer wird von gewählten 
Funktionären, so wie alle anderen Inter- 
essen- oder Berufsvertretungen, geführt. Die- 

se gewililten Kamnierfunktionäre haben für 
ihre Berufsvertretung die Verantwortung zu 
tragen. Als vor 40 Jahren das Landes-Land- 
wirtschaftskaininergesetz beschlossen wurde, 
konnte man die Entwicklung, die alle Be- 
rufsvertretungen in den österreichischen 
Bundesländern genommen haben, nicht vor- 
aussehen. Wir wissen, daß heute die Berufs- 
und Interessenvertretungen zu sehr wichti- 
gen wirtschaftlichen und politischen Instru- 
mziiten geworden sind, deren Verantwortung 
mit zunehmender Bedeutung gewachsen ist. 
Daher kann ihnen nicht versagt werden, daß 
sie uber ihre eigenen Umlagen und deren 
Verwendung selbst bestimmen können. 

Wie sieht es nun in anderen Bundeslän- 
dern aus? Meine sehr verehrten Damen und 
Herren des Hohen Hauses! Dazu kann ich 
Fhnen mitteilen, daß die Kammerumlage 
nach den lelzten Gesetzesnovellen aus den 
Jahren 1958 bis 1961 in Oberösterreich, Salz- 
burg und Burgeiiland so wie in Niederöster- 
reich durch einen einheitlichen Hundert- 
satz des Grundsteuermeßbetrages eingehoben 
wird. In diesen Kammergesetzen ist keine 
obere Grenze festgelegt. Ebenso sind die 
Landesregierungen dieser drei Bundesländer 
für die Kammerumlage nicht zuständig. 
Sollte der Herr Staatssekretär Rösch der 
Meinung sein, daß es sich um einen Irrtum 
handle, bin ich gerne bereit, ihm den Ge- 
setzestcxt zu zitieren. (Staatssekretär Rösch: 
Bitle Oberösterreich!) Oberösterreich: Ge- 
setz vom 7.  Juli 1948 in der Fassung der 
Novellen aus den Jahren 1955, 1956 und letzt- 
lich 1961, 40 Abs. 2. Herr Staatssekretär, 
in diesem Paragraphen heißt es: ,,Einheit- 
licher Hundertsatz des Grundsteuermeßbe- 
trages ohne Obergrenze und Genehmigung 
der Landesregierung." Das gleiche ist in 
Salzburg im 5 37a enthalten und im Burgen- 
land iin § 22 Abs. 6. Die Steiermark kann 
mit Niederösterreich nicht verglichen wer- 
den, weil dort die Kammerumlage nicht 
nach einem Hundertsatz, sondern nach einem 
Prozentsatz des Einheitswertes bemessen 
wird. Bei einer Erhöhung von 1 bis 3 Prozent 
des Einheitswertes ist die Genehmigung der 
Landesregierung und erst bei einer solchen 
über 3 Prozent ist ein Landesgesetz erfor- 
derlich. Wir können jedoch ruhig sagen, da13 
3 Prozeiil des Einheitswertes wahrscheinlich 
solange wir leben, niemals eingehoben wer- 
den. Ahnliche Bestimmungen hat auch das 
Bundesland Tirol. Dort ist bei einer Erhö- 
hung bis zu 300 Prozent des Grundsteuer- 
meßbetrages keine Genehmigung notwendig, 
das heißt, es ist weder die Landesregierung 
noch der Landtag zuständig, bei einer sol- 

chen vc 
migung 
erst üb 
betrage 
Wenn 1 
auch ei 
land, I 
möchte 
Abs. 2 i 
lautet v 
graph 4 
gen ist 
schäf t st 
s timniei 
Vollveri 
der Gei 
keinesfz 
und da1 
deröstei 
men fäl 
Gesetz 
deren I 
ist. Wer 
hat, die 
wir t sch; 
Prozent 
Unwahr 
inerräte 
Rede V I  

war. In; 
rat Schc 
Landes-] 
Kamme 
vorleger 
gibt, wc 
Bundes1 
viel eigt 
wi rt scliz 
Verfugu 
Vertrete 
möglich 
trolliere 
Ausschü 
möchte 
wirtscha 
gaben S 
in diese 
glieder c 
Arbeitsb 
tretern i 
österreic 
mer habt 
Schüssen 
trollauss 
bauernbi 
Darf ich 
die Ausgi 
des-Land 
stellt WIJ 



iner 1963. 

haben für 
Ortung ZU 

ides-Land- 
en wurde, 
; alle Be- 
eichisclien 
nicht vor- 
ie Berufs- 
hr wichti- 
en Instru- 
ntwortung 
ichsen ist. 
zrden, daß 
ind deren 
nnen. 
3undeslän- 
Namen und 

kann ich 
nerumlage 
i aus den 
-eich, Salz- 
iederöster- 

Hundert- 
:ingehoben 

ist keine 
, sind die 
ndesländer 
zuständig. 
Rösch der 
ien Irrtum 
n den Ge- 
>täy Rösch: 
.reich: Ge- 
issung der 
5 und letzt- 
ttssekretär, 
: ,,Einheit- 
zuermeßbe- 
nehmigung 
:he ist in 
im Burgen- 
mark kann 
iichen wer- 
iiage nicht 
nach einem 

bemessen 
LS 3 Prozent 
migung der 
ner solchen 
esetz erfor- 
sagen, da13 

hrscheinlich 
*hoben wer- 
tt auch das 
einer Erhö- 
mmdsteuer- 
notwendig, 

lesregierung 
i einer SOL 

Landtag von Niederösterreih. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 9. Sitzung am 31. Jänner 1963. 285 

chen von 300 bis 500 Prozent ist die Geneh- 
migung der Landesregierung einzuholen und 
erst über 500 Prozent des Grundsteuermeß- 
betrages ist ein Landesgesetz erforderlich. 
Wenn nun in diesem Landtag sehr häufig 
auch ein sozialistisch verwaltetes Bundes- 
land, nimljch Kärnten, zitiert wird, so 
möchte ich Sie auch auf den Paragraph 27 
Abs. 2 aufmerksam machen. Dieser Absatz 2 
lautet wörtlich: „Der Beitrag der unter Para- 
graph 4 lit. c )  angeführten Kammerzugehöri- 
gen ist unter Bedachtnahme auf den Ge- 
schäftsunifang der Beitragspflichtigen zu be- 
stimmen.'' Die Beitragsordnung ist von der 
Vollversammlung zu beantragen, sie bedarf 
der Genehmigung der Landesregierung und 
keinesfalls der Genehmigung des Landtages 
und daher müssen wir also sagen, daß Nie- 
derösterreich keineswegs hier aus dem Rah- 
men fällt, daß wir also nur das in unserem 
Gesetz heute beschließen wollen, was in an- 
deren Bundesländern schon längst der Fall 
ist. Wenn die ,,Arbeiter-Zeitung" geschrieben 
hat, die Niederösterreichische Landes-Land- 
wirtscliaftskammer will die Umlage auf 400 
Prozent erhöhen, dann ist das wirklich eine 
Unwahrheit, denn die Herren Landes-Kam- 
inerräte werden genau wissen, daß nur die 
Rede von einer Erhöhung um 20 Prozent 
war. Ini Ausschuß hat Herr Abg. ökonomie- 
rat Scherz - weil wir gesagt haben, daß die 
Landes-Landwirtschaft skammer den Landes- 
Kammerraten jedes Jahr einen Voranschlag 
vorlegen, zu dem es auch eine Erläuterung 
gibt, wo sehr genau aufgezeigt wird, wieviel 
Bundesmittel, wieviel Landesmittel und wie- 
viel eigene Kamrnermittel der Landes-Land- 
wirtschaftskainmer für ihre Tatigkeit zur 
Verfügung stehen - gemeint, es wäre den 
Vertretern des Arbeitsbauernbundes nicht 
möglich, die Kammertätigkeit genau zu kon- 
trollieren, denn sie wären ja nicht in allen 
Ausschüssen vertreten. Hohes Haus, dazu 
möchte ich mitteilen, daß die Landes-Land- 
wirtschaitskammer zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben S Ausschüsse eingesetzt hat. Es sind 
in diesen Ausschüssen Überwiegend 8 Mit- 
glieder eingesetzt und die drei Vertreter des 
Arbeitsbauernbundes von insgesamt 40 Ver- 
tretern in der Vollversammlung der Nieder- 
österreichischen Landes-landwirtschaftskam- 
mer haben also das Mitspracherecht in 6 Aus- 
schüssen. Den Obmannstellvertreter des Kon- 
trollausscliusses stellt besonders der Arbeits- 
bauernbund durch einen Landes-Kammerrat. 
Darf ich aber in diesem Zusammenhang, weil 
die Ausgaben der Niederösterreichischen Laii- 
des-Landwirtschaftskammer in Zweifel ge- 
stellt wurden, sagen, daß die Kammer auch 

eigene Mittel für ganz bestimmte Maßnah- 
inen verwendet. Wenn Sie also den Voran- 
schlag studieren, dann könnten Sie sehen, 
daß beispielsweise unsere riiederösterreichi- 
sche Kammer auch zwei Schulen hat, eine 
Wald- und Gebietsbauernschule und eine 
Obst- und eine Gartenbauschule, daß sie dazu 
eine Landmaschinenschule besitzt, daß sie 
für forstliche Maßnahmen, für Hofaufschlies- 
sungen, für Forstgärten, aber auch für die 
Tierzucht, nämlich für die Schweineprüfan- 
stalt und die Hühnerprüfanstalt in Schwe- 
chat, für ödlandkultivierungen, für die An- 
schaffung von Maschinen für diese ödland- 
kultivieruiigen im Jahre 1963 aus Kammer- 
mitteln 7,8 Millionen Schilling ausgibt. In 
diesem Bericht, in den Erläuterungen der 
Landes-Landwirtschaftskammer, zu dem Vor- 
anschlag des Jahres 1963 können Sie auf 
Seiie 3 eindeutig lesen, daß die im Jahre 1960 
notwendig gewesene Finanzierung des För- 
derrungswesens mit Krediten bis zum Ende 
des Jahres 1962 noch mit einem Betrag von 
rund 5 ,5  Millionen Schilling aushaftet. Das 
heißt, daß die Niederösterreichisehe Landes- 
Landwirtschaftskammer zur Bindung von 
Bundesinitteln auch stets eigene Kammer- 
mittel verwendet hat, um alle Förderungs- 
maßnahmen, die für unsere niederösterrei- 
chische Wirtschaft notwendig sind, auch 
durchführen zu können. Die Vertreter der 
sozialistischen Fraktion meinen, sie könnten 
es nicht verantworten, da13 man jetzt den 
niederösierreichischen Land- und Forstwir- 
ten mit einer Umlagenerhöhung eine unzu- 
mutbare Belastung auferlegt. Diese Erhö- 
hung beträgt also 20 Prozent vom Grund- 
steueriiießbetrag. Wieviel macht das aber in 
Wirklichkeit für einen niederösterreichischeii 
Durchschnittsbauern aus? (Staatssekretär 
Rösch: Die Summe!) Also, wenn ein Laiid- 
wirt einen Einheitswert von 50.000 S be- 
sitzt - in diese Kategorie wird wahrschein- 
lich die überwiegende Mehrzahl der Land- 
wirte fallen, die Sie vertreten -, dann macht 
die jährliche Erhöhung ganze 16 S aus. Bei 
einem Einheitswert von 100.000 S beträgt 
der Grundsteuermeßbetrag 180 S, 20 Prozent 
davon sind also 36 S. Da5 heißt, wenn die 
Kammerumlage so wie bisher viermal im 
Jahr, viertel jährlich eingehoben wird, dann 
ist das Jedes Mai eine zusätzliche Belastung 
bei einein Einheitswert von 100.000 S von 
ganzen 9 S. Ich glaube, alle Damen und 
Herren des Hohen Hauses, die mit der Nie- 
derosterreichischen Landes-Landwirtschafts- 
kamnier zu tun haben und die jemals in 
diesem Hause waren, die kennen die große 
Raumnot, die dort vorhanden ist. Es müssen 
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oft 2 und 3 Referenten zusammen ein Zim- 
mer teilen, sie müssen Verhandlungen füh- 
ren, sie haben Parteienverkelir, und da müs- 
sei1 wir wirklich .offen sagen, daß es drin- 
gendst notwendig ist, daß man zusätzliche 
RSiume schafft, ßüroräume gewinnt, um der 
Raumnot abzuhelfen. Es dürfte auch bekannt 
sein, da13 ein Teil der Niederösterreichischen 
Landes-Landwirtschaftskammer gar nicht im 
eigenen Hause untergebracht ist, daß sie 
Untermieter im Bundeskanzleramt ist und 
dasselbe die Landes-Landwirtschaftskammer 
seit Jahren immer wieder auflordert, diese 
Büroräume frei zu stellen. Anfügen möchte 
ich noch, da13 die Präsidentenkonferenz auch 
ieilweise, leider nur teilweise, im Hause 
der Niederösterreichischen Landes-Landwirt- 
scliaftskainmer untergebracht ist und daß 
es wirklich zweckmäßig wäre, wenn diese 
Dachorganisation im Bürohaus bei unse- 
rer Niederösterreichischen Landes-Landwirt- 
schaftskarnmer untergebracht wäre. Es war 
im Hause Löwelstraße 16 nicht möglich, 
einen Stockwerksaufbau durchzuführen ulid 
daher war es dem Kammerpräsidium und 
der Kanimervollversaminlung sehr recht, da13 
sich endlich die Gelegecheit ergab, dieses 
Nachbarhaus anzukaufen, um dort die zu- 
satzlichen Büroräume zu schaflen. Wir ini 
Hohen Landtag müssen uns also heute dar- 
tiber uiirerlialten, weil die Niederösterreichi- 
x h e  Landes-Landwirtschaftskammer die Um- 
lage um 20 Prozent erhöht und aus diesem 
Grunde eine Änderung des Gesetzes eriorder- 
lich ist. Bisher - ich glaube jedenfalls nicht 
in  dieser Legislaturperiode und ich glaube 
auch früher wurde der Landtag niemals da- 
mit befaßt, wenn eine andere Berufsvertre- 
tung sich in einer ähnlichen Situation be- 
funden hat -. wurde wegen eines Hausbaues 
oder wcgen eines Hausankaufes der Hohe 
Landtag niemals bemüht. Ich glaube daher, 
daß die anderen Beriifsinteressenvertretun- 
geii diese Sorge einfach nicht naben, denn 
w i r  haben erst kürzlich von der großen 
Raumnot auf unseren Hochschulen und Uni- 
versitäten gehört und. da waren es Inier- 
essenvertretungen der Arbeitnehmer, der 6e-  
werkschaftsbund, der in der Lage war, Lehr- 
säle anzubieten. Man möge einmal in den 
Sitzungssaal der Niederösterreichischen Lan- 
des-Landwirtschaftskammer gehen, der reicht 
gerade fü r  die 40 Landes-Kammerräte a u s .  
Eine gröljere Sitzung kann man dort ein€ach 
nicht abhalten. Wenn also die niederöster- 
reichische Kaininer jetzt dieses Bauvorhaben 
durchführt, dann kann dieser Hausankauf 
und der Umbau selbstverständlich nicht von 
einem Jahr auf das andere fiananziert wer. 

den. bs müssen Kredite in Anspruch genom- 
1nen werden, und um eben diese Kredite 
alxieckcn zu können, ist die Umlagenerhö- 
iiuiig eriorderlich. Wenn man richtig darüber 
urteilt, müßlen auch Sie letzten Endes zu- 
geben, uaß die Erhöhung, die zur Debatte 
stelii, jeder iiiederiisterreichicclie Landwirt 
1 ragen kann. 

ich glaube nicht, daß Sie nur deswegen ab- 
Iehiien, weil Sie auch Landwirte als Kam- 
inerwhhler haben. Ich mui3 sciioii sagen, daß 
d a s  in ei,stcr Linie nebenberutliche Land- 
:viitc sind, bei dcnen das Einkommen aus 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit viel 
höher ist als das landwirtschaftliche Ein- 
kommen. Das sind in erster Linie solche 
Betriebe, dic Iiiit 16 S im Jahr belastet wer- 
den. Füi, Sitz sind bestimmt andere Gründe 
iür  eine Ablehnung maßgebend. 

Den zwei k i i  Grund, meine sehr geehrten 
Damen und. Herren, habe ich auch ausführ- 
lich begründet, daß wir im niederösierreichi- 
?&eil Landtag nur das beschließen, was in 
anderen Bundesländern längst der Fall ist. 

Die niederösterreichische Kammer hat in 
ihrer Beratung und Aufklärung eine andere 
Ordnuiig, als beispielsweise die Kammern in 
der andei.en Bundesländern. Dort besteht 
nur i i i  jeaeni Verwaltungsbezirk eine Be- 
irkslandwirtschai'tskammer. Wir in Nieder- 

oct::rreich haben in jedem Gerichtsbezirk 
eine solche Bezirksbauernkammer. Das heißt 
also, da13 die Tätigkeit bei uns viel umfang- 
xiclier und iiiiensiver ist als in anderen 
B:indesliiiidern. 

Wen also heute die ÖVP-Mitglieder des 
Landtages durch diese Gcselz,esänderung 
eincr ;imJagenerhöhung die Züstiinmung ge- 
hen, dann geschieht das sicherlich nicht 
icichtfei.tig. Auch wir Agrarverireter tragen 
ei ix  enL.jprecheiide Verantwortung. 

Ergänzend zu den Ausführungen des Herrn 
?hg. Maurei, dar1 ich noch sagen, da8 die 
Beitragseingkiige durch die Umlage der Nie- 
d-iröslerreicliiscli~ii Landes-Landwirtschalts- 
ksinmer gerade seit dem Jahre 1960 inso- 
iernc gcringer geworden sind, als durch die 
Aiideruiig des Kaminergesetzes im Jahre 1960 
ab dem Jahre 1961 nicht mehr alle Land- und 
F<>rstwiric für alle ihre Grundstücke in Nie- 
tlerösici-reich kainmerumlagepflichtig sind. 
F.s haben nur mehr jene Landwirte Kaminer- 
umlagc zu bezahlen, die mehr als ein Hektar 
land.. und forstwirtschaftliche Grundstücke 
besitzen, das heißt, alle nicht hauptberuf- 
1 ichen Lanciwirie, wenn sie unter einem Ilek- 
i Gruiidstiicke haben, brauchen heute keine 
Kanxmeruiiilage mehr zu bezahlen. 
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Durch das Nein der sozialistischen Abge- 
ordneten zu diesem Gesetz kommt die Nie- 
derösterreichische Landes - Landwirtschafts- 
kammei nur deswegen in Schwierigkeiten, 
weil die Umlage nicht nach dem 15. Februar 
Lind vieileicht auch nicht nach dem 15. Mai 
zur Verfügung steht, und weil das Gesetz, 
das heule erst beschlossen wird und das 
auch die Zustimmung der Bundesregierung 
benötigt, vielleicht erst Ende März in Kraft 
treten kann, so daß es unter Umständen gar 
nicht mehr ausgeht, im Mai das erste Halb- 
jahr der Umlage vorzuschreiben. Sie bereiten 
der Niederösterreichischen Landes-Landwirt- 
xhaftskainmer Schwierigkeiten und auch 
einigen Betrieben, weil es für die dann sehr 
schwer sein wird, die Hälfte der drei Viertel 
der Kaminerumlage im Mai oder August auf 
einmal bezahlen zu müssen. Das sind Dinge, 
meine sehr geehrten Herren von der Linken, 
die sich bei einer ehrlichen Zusammenarbeit 
hätten vermeiden lassen. 

Abschließend möchte ich sagen, daß alle 
Kbrperschaften und Organisationen zur Er- 
füllung ilirei Aufgaben auch die entsprechen- 
den finanziellen Mittel benötigen. Damit die 
Landes-Landwirtschaftskammer von Nieder- 
Österreich ihren Aufgaben gerecht werden 
kann, braucht sie auch die Umlage, in die- 
sern Fall aber die Erhöhung der Umlage, um 
für den notwendigen Raumbedarf Abhilfe 
schaffen zu können. Aus diesem Grunde ge- 
ben die Abgeordneten der österreichischen 
Volkspartei der vorliegenden Gesetzesvorla e 
die Zustimmung. (Beifall bei der OVP.) ,? 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort ge d ngt 
Herr Abg. Staatssekretär Rösch. 

ABG. RÖSCH: Hoher Landtag! Sehr ver- 
ehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir, 
daß ich gleich an den Schluß des Herrn Abg 
Robl anschließe, wenn er sagt, alle Körper- 
schaften brauchen Mittel, um die Aufgaben, 
die ihnen von gesetzeswegen zugewiesen 
sind, erfüllen zu können. Darin finden wir 
uns vollkommen auf einer Linie. Es ist nur 
die Frage, wie diese Mittel aufgebraucht und 
wofür sie verwendet werden. Das heißt also, 
ob es richtig ist, daß die Mittel durch 
dauernde Erhöhungen der Umlagen aufge- 
brauchi werden und ob man nicht auf eine 
andere Ai t und Weise versuchen sollte, mit 
den vorhandenen Geldern für die notwen- 
digen Zwecke das Auslangen zu finden. Um 
diese Frage geht die ganze Auseinander- 
setzurig. 

Der Herr Abg. Maurer hat schon einige so 
nette Bemerkungen eingeflochten, die mich 

veranlassen - bevor ich auf das eingehe -, 
etwas zu sagen. Abg. Maurer beanstandet be- 
sonders, da13 unsere Vertreter des Arbeits- 
bauernbundes in der Landwirtschaftskam- 
mer zuerst ihre Zustimmung gegeben haben, 
jedoch ist dann im Landtagsklub unserer 
Partei ein anderer Beschluß gefaßt worden. 
Es ist nicht das erstemal, da13 das in dem 
Hohen Hause passiert. Herr Abg. Cipin 
kommt sehr häufig in die Lage, hier im Ho- 
hen Hause gegen die Anträge stimmen zu 
müssen, die seine Fraktion in der Arbeiter- 
kammer mitbeschließt. Erst bei den letzten 
Budgetberatungen haben wir das erlebt. 
(Abg. Cipin: Bei den vorletzten, Herr Staats- 
sekretar!) Bei den letzten waren einige An- 
träge. (Abg. Stangler: Da erliegen Sie wieder 
einem Ir1 tuni, wie so of t ! )  Ich weiß, Sie wol- 
len es nicht gerne wahrhaben. Aber lassen 
Sie lieber den Abg. Cipin reden! Er soll sa- 
gen, da8 ich mich irre. Er schweigt, er weiß 
es besser. Das passiert! Das ist auch der 
Sinn und Zweck, da13 in verschiedenen Kör- 
perschaften eigene Meinungs- und Mehrheits- 
bildungen entstehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn also die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten grundsätzlich an die Beschlüsse anderer 
Körperschaften gebunden wären, waren sie 
iibertlüssig geworden. Dann brauchte der 
Landtag nur zu fragen, was hat man da und 
dort beschlossen, und wir müßten dasselbe 
machen. Das ist ja nicht der Sinn und Zweck 
einer gesetzgebenden Körperschaft. 

Aber nun darf ich vielleicht ganz kurz auf 
diese zwei Argumente, die der Herr Abg. Robl 
angeführl hat, eingehen. Es ist tatsächlich so, 
daß es für uns um zwei Fragen geht. Erste 
Frage: ob sich der Landtag eines Rechtes, 
das er nun hat, freiwillig begeben soll. Sie 
sagen, Herr Kollege Robl, das hat man in 
anderen Bundesländern auch getan. Sie ha- 
ben sogar Stellen zitiert. Ich fürchte, Sie 
haben von Ihrem Klubsekretariat falsche 
Auszuge bekommen, Sie hätten nämlich im- 
mer dic jeweiligen nachfolgenden Para- 
graphen mitverlesen sollen. Ich tue es jetzt 
an ihrer Stelle, ich ergänze Sie. Sie haben 
von Oberösterreich den 9 40 Abs. 2 vorge- 
lesen. Bilte, wollen Sie auch den nächsten 
Absatz vorlesen, damit es sicher geht. Sie 
haben nicht das Originalgesetz gehabt, ich 
habe es hier; Sie haben nur eine Abschrift. 
(Abg. Dip!.-Ing. Robl: Eine Abschrift v o m  
Originalgesetz!) Da scheint die Maschine Feh- 
ler gemacht zu haben, denn in 3 40 Abs. 7 
heißt es, daß die Kammerumlage ,,höchstens" 
usw. betragen darf. Es ist also eine Begren- 
mng der Kammerumlage vorgesehen und in 
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dem Augenblick, wo eine Begrenzung vorge- 
sehen ist, kann man über den Plafond nicht 
hinausgehen. Dasselbe gilt in Kärnten, in 
Tirol und in der Steiermark. (Abg. Dip1.-fng. 
Robl: Jawohl, ein Plafond in irgendwelchev 
Höhe!) Aber Sie heben den Plafond heute 
überhaupt auf, Sie haben überhaupt keine 
Begrenzung mehr. (Abg. DipLdng.  Robl: 
Eine Ztislimmung der Landesregierung!) Ja, 
sicherlich, eine Zustimmung der Landesregie- 
rung, aber es gibt nunmehr in Niederöster- 
reich für die Umlage überhaupt keine Be- 
grenzung nach oben. Das heißt also, die Kain- 
mer kann irgendeine Umlage einheben; und 
das ist einer der Gründe, wogegen wir uns 
wehren, und zwar nicht erst seit heute, son- 
dern schon seit immer. Ich darf darauf hin- 
weisen, daß bereits bei der Beratung des 
1,andwirtschaftskammergesetzes im Jahre 
1957 der damalige Sprecher der Sozialisti- 
schen Partei, Herr Abg. Tatzber, folgendes 
in der Sitzung vom 20. Dezember erklärte: 
,,In den Schlußberatungen haben sich sowohl 
Meinungsverschiedenheiten durch den Um- 
stand ergeben, daß im Gesetzentwurf das 
Alleinbestiminungsrecht der Kammer über 
die Einliebuiig der Umlage vorgesehen war. 
Wir sind jedoch der Meinung, daß es erfor- 
derlich ist, daß die Umlage wenn nicht schon 
durch den Landtag so doch durch die Lan- 
desregierung in irgend einer Form beraten 
und beschlosseil werden soll." Wir haben uns 
damals schon auf den Standpunkt gestellt, 
der Landtag soll es machen. Ein Sprecher 
lhrer Partei ist damals nicht aufgeschienen, 
Sie haben Überhaupt keine Stellungnahme 
abgegeben, sondern einfach stillschweigend 
zur Kennntnis genommen und dann wurde 
es beschlossen. In der nächsten Novelle ist 
dann die Bestimmung aufgenommen worden, 
daß der Landtag bei der Erstellung des Pla- 
Fonds mitwirken soll. Und wenn hier sowohl 
irn Motivenbericht als auch in den Ausfüh- 
rungen gesagt wird, dadurch, daß der Land- 
tag eine Höhe festsetzen und mitwirken soll, 
sei die Niederösterreichische Landes-Land- 
wirtschaftskammer schlechter gestellt als alle 
anderen Kammern, so stimmt das nicht. 
Denn auch für die Arbeiterkammer ist im 
Bundesgesetz ein Höchstsatz vorgesehen, 
nämlich ' /nn/o und außerdem noch höchstens 
von 2400 S des sozialversicherungspflichtigen 
Einkommens. Würde also die Arbeiterkam- 
mer nun über diesen Prozentsatz hinaus- 
gehen wollen, so bedürfte sie eines neuen 
Bundesgesetzes und müßte vorerst in das 
Parlament geheil, während die Niederöster- 
reichische Landes - Landwirtschaftskammer 
kein Gesetz braucht und von heute an bzw. 
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von dem Tag, wo das Gesetz in Kraft tritt, 
inacheii kann, was sie will; sie bedarf nur 
der Zustimmung der Landesregierung und 
selbst diese Zustimmung der Landesregie- 
rung ist negativ formuliert, denn es heißt: 
Wenn sich die Landesregierung 3 Monate 
nicht einigen kann, gilt sie als gegeben. Also 
selbst diese Klausel ist noch vorgesehen, da- 
mit ja nicht eine positive Zustimmung er- 
forderlich ist. Wenn also 3 Monate kein Be- 
schluß gefaßt wird, gilt die Zustimmung als 
Y gegeben, daß hier das alleinige Recht an die 
Kammes ubertragen wird. Nun sagt Abg. 
Maurer, wir haben zu unseren Kollegen in 
des Kammer ein so großes Vertrauen, daß 
sie schon das Richtige tun werden. Es ist 
seh? schön, daß Sie das Vertrauen haben, 
nur lißt der negative Schluß dann zu, daß 
Sie zu Ihren Kollegen im Landtag nicht das 
Ver trauen haben, denn sonst hätten Sie die- 
ses Rech1 nicht von hier weggenommen und 
an die Kammer übertragen. Sie haben wohl 
I'ertrauen in die Körperschaft, in der Sie 
selbst nicht Mitglied sind, nicht aber in die 
Korperschaft, in der Sie als Vertreter sitzen. 
Dieser Argumentation können wir nicht fol- 
gen, wir sind der Meinung, wenn es um das 
Vertrauen geht, dann muß doch diesem Land- 
tag zugebilligt werden, daß er fahig ist, zu 
beschließen, ob eine Erhöhung notwendig ist 
oder nicht. Und dann sagen Sie - es ist 
schon iiii Ausschuß und heute wieder er- 
wiihnt worden -, es geht ja auch um die 
Hbhe der Kammerumlage! Das eine ist der 
rechtliche Teil, daß wir uns eines Rechtes 
begeben - Abg. Robl hat das schön aufge- 
gliedert - und das zweite, daß wir sagen, 
wir sind auch mit der Erhohung nicht ein- 
standen. ich will die Vorlesung der Zeitungs- 
artikel des Abg. Maurer nicht kommentieren. 
Es war sehr nett, daß er uns eine solche 
Publizistik verschafft hat. Ohne diese Ver- 
lesung wäre seine Rede viel kürzer gewesen. 
Wir haben in unserer Presse festgestellt, daß 
damit eine Erhöhung bis 4000io erfolgen soll. 
Meine Damen und Herren, das steht ja im 
Gesetz, das Sie selbst eingebracht haben! Da 
steht kein Wort von 20010. Ich darf den An- 
trag nochmals \erlesen. Es heißt: Änderung 
des 1. Satzes bei 3 29 Abs. 5 von 280"in auf 
400"111. Und nun machen Sie uns einen Vor- 
wurf, daß die Zeitung von einer Erhöhung 
auf 400 'I'II geschrieben hat. Wenn Sie jetzt 
sagen, das wollten wir nicht, wir wollten nur 
LOOi U, wir haben zwar 4OO0iu geschrieben, wir 
wollen aber weniger, dann hätten Sie eben 
gleich weniger ins Gesetz geschrieben. Die 
Zeitung hat nur das wiedergegeben, was Sie 
selbst beantragt haben. Nun ist Ihnen die 
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Sache unangenehm geworden und Sie sagen, 
diese Erhöhung ist deshalb notwendig, weil 
die Kaminerumlage ständig sinkt, da tau- 
sende Hektar Grund immer wieder wegge- 
hen. Wenn die Berichte der Kammer stim- 
men, muß ich sagen, daß die Kammerumlage 
jm ständigen Steigen ist. Ich glaube den Be- 
richten mehr als der Behauptung, daß immer 
weniger Geld eingeht. Ich habe mir erlaubt, 
hier eine Aufstellung von den Jahren 1956 
bis 1962 herauszuholen. Im Jahre 1956 
hat die Kammerumlage einen Betrag von 
26,940.694.78 S erbracht - (Abg. Robl: Bitte 
den Hebesatz dazu sagen!) das kommt schon 
noch, ich kann doch nicht verkehrt lesen, 
Herr Abgeordneter - bei einem Hebesatz 
von 130"/0. Im Jahre 1957 wurde der Hebesatz 
um 50"iu auf 18O"io erhöht und die Einnahmen 
betrugen 38,200.000 S. Im Jahre 1958 tritt 
jetzt das ein, was Abg. Laferl und Maurer 
schon irn AusschuR erwähnt haben, nämlich 
die Korrekturen mit den Bergbauern, neue 
Bemessungen usw. und es kommt zu einem 
kleinen Abfall auf 36,400.000 S, im Jahre 1959, 
bei gleichbleibendem Hebesatz, ebenfalls 
36,400.000 S, im Jahre 1960 wird der Hebesatz 
uin 20'':n erhöht von 180"io auf 200°11i, die Ein- 
nahmen der Kammer erhöhen sich von 
36 Millionen auf 39,4 Millionen (Abg. Robl: 
?Oolo iniissen wehr ausmachen!) Dann ist der 
Bericht falsch. (Abg. Stangler: Oder man 
iniißte besser rechnen können!) Ich kann 
nur mit den Ziffern operieren, die Ihr Kam- 
inerbericht aufweist. Wenn Sie glauben, daß 
dort falsch gerechnet wurde, ist es Ihre An- 
gelegenheit. (Zwischenrufe bei der UVP.) 
Hier steht, daß die Kammerumlage um 20n1i1 
erhöht wurde, die Einnahmen waren von 
36 Millionen auf 39 Millionen gestiegen. Im 
Jahre 1960/1961 ist die Kammerumlage um 
80u1ii erhöht worden, die Einnahmen stiegen 
von 39 Millionen auf 52 Millionen. Im Jahre 
1962 wurde der Hebesatz nicht erhöht, aber 
die Kammerumlage ist von 52,4 Millionen auP 
54,4 Millionen gestiegen. Und nun kommt 
der zweile Vergleich: Die Einnahmen der 
Kammer haben sich vom Jahre 1956 bis zum 
Jahre 1962 mehr als verdoppelt, und zwar 
von 26 Nlillionen auf 54 Millionen. Die Ar- 
beiterkammeruinlage, von der Sie immer 
erklärt haben, sie sei unrechtmäßig, sie habe 
keinen Plafond und ist an nichts gebunden, 
war in1 gleichen Zeitraum wie folgt: Im 
Jahre 1956 hat die Kammer - bei einem 
immer gleichbleibenden Hebesatz von 0,5°/~ 
- 20,8 Millionen Schilling eingenommen und 
in den darauffolgenden Jahren 22, 23, 24, 26, 
28 und in1 Jahre 1962 29,6 Millionen gegen- 
über 54,4 Millionen bei der Landwirtschafts- 

kammer. Ja, wenn hier immer wieder be- 
hauptet wird, wir brauchen das Geld, weil 
wir so arm sind, aber die Arbeiterkammer 
ist so reich, dabei hebt sie aber nur die 
Hälfte von dem ein, was die Bauernkammer 
einhebt, dann geht die gesamte Argumenta- 
tion daneben. Bei der Arbeiterkammer kom- 
me ich bei 270.000 Umlagepflichtigen auf 
einen durchschnittlichen Kammerbeitrag von 
110 S pro Jahr, bei Ihnen pro Bauer auf eine 
durchschnittliche Einhebungshöhe von 450 S. 
(Abg. Robl: Rechnen Sie auch die Leistun- 
gen!) Ja, wenn Sie mit doppelt soviel Geld 
nicht mehr leisten, wäre die Verwaltung in 
der Landwirtschaftskammer unfähig. (Bei- 
fall bei der SPU.) E s  ist doch sehr eigenartig, 
zu sagen, wir nehmen doppelt so viel ein und 
leisten mehr. Selbstverständlich müssen Sie 
mehr leisten! Es ist völlig verfehlt, hier einen 
Vergleich mit der Arbeiterkammer anzustel- 
len und zu sagen, die Umlage braucht nicht 
erhoht zu werden, die haben ohnehin genug. 
Da5 sind die wesentlichsten Gründe, warum 
wir der Meinung sind, daß diese Erhöhung 
im gegenwärtigen Zeitpunkte nicht gerecht- 
fertigt ist. Ich bezweifle nicht, daß es viel- 
leicht einmal notwendig sein wird, eine Kor- 
rektur vorzunehmen. Wenn man bedenkt, 
da13 mit 1. Jänner 1963 die neue Hauptfest- 
setzung der Einheitswerte erfolgt, wobei 
diese Einheitswerte hinaufgesetzt werden 
und dadurch die Kammerumlage ohne per- 
zentuelle Erhöhung der Bemessungsgrund- 
lage automatisch erhöht wird, und diese Er- 
hohung mit der neuerlich von Ihnen beab- 
sichtigten 20-prozentigen Erhöhung einen Be- 
trag von 3,8 Millionen Schilling bringt, dann 
dürfen Sie sich doch nicht wundern, wenn 
wir uns auf den Standpunkt stellen, daß wir 
dieses Vorhaben im gegebenen Zeitpunkt als 
ungerechtfertigt erachten. Man kann einer- 
seits nicht dauernd argumentieren, daß das 
Einkommen der Landwirtschaft ständig 
sinkt und auf der anderen Seite Niederöster- 
reichs Landwirtschaft von Jahr zu Jahr mit 
höheren Umlagen belasten. Von Jahr zu Jahr 
haben Sie den Landwirten immer mehr ab- 
genommen. Waren es im Jahre 1956 noch 
26 Millionen Schilling, so  sind es heute be- 
reits 54 Millionen Schilling. Sie werden ver- 
stehen, daß wir diesem Vorhaben nicht zu- 
stimmen können, noch dazu zu einem Zeit- 
punkt, wo sich alle verantwortlichen Stellen 
des Staates bemühen, zu einer echten Stabili- 
sierung und Beruhigung des Lohn- und Preis- 
gefüges zu kommen, wo wir wirklich alle 
Hände voll zu tun haben, uni die verschie- 
denen Auftriebstendenzen abzufangen, und 
wo Sie gerade jetzt mit sehr viel Energie 
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bemüht sind - ich will nicht untersuchen, PRASIDENT TESAR: Zum Wort gelangt bewei 
ob zu Recht oder zu Unrecht -, für den Herr Abg. Dip1.-Ing. Hirmann. sekre 
Produzenten eine Erhöhung des Milchpreises 
um 10 Groschen pro Liter zu erreichen. Im 
selben Augenblick nehmen Sie diesem Pro- 
duzenten mit der Erhöhung der Kaminer- 
Umlage den Mehrertrag von 5 Monaten wie- 
der weg. Sie können sich ausrechnen, daß 
der Mehrertrag für einen mittleren Bauern 
ungefähr 70 Schilling monatlich ausmacht. 
Andererseits nehmen Sie ihm gleich um 
300 Schilling mehr weg, als ein Arbeiter für 
das ganze Jahr an Kammerumlage zu ent- 
richten hat. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich 
nur wundern und muß Sie eigentlich benei- 
den, über welchen gutmütigen Wählerstamm 
Sie verfügen, daß sich Ihre Bauern das ge- 
fallen lassen. Es ist wirklich verwunderlich, 
was man mit Ihren Wählern alles aufführen 
kann. (Abg. Stangler: Sie wählen sie auf 
keinen Fall!) Man kann ihnen ohne weiteres 
Mehrbelastungen auferlegen, ihnen für Kam- 
mergebäude und dergleichen mehr Geld ab- 
nehmen: Sie wählen Sie trotzdem. (Abg. 
Stangler: Weil sie genau wissen, wer wir 
sind!) Oh nein, weil sie Sie scheinbar doch 
nicht so genau kennen. Es ist eine wunder- 
lich gutmütige Wählerschichte, die Sie hier 
zu vertreten haben. Ich darf also nochmals 
feststellen, daß wir Ihrem Antrag aus dem 
einfachen Grunde nicht zustimmen, weil wir 
nicht einsehen, daß sich der Landtag eines 
Rechtes begeben soll. Hier sind wir verschie- 
dener Auffassung. Der Herr Abg. Maurer hat 
bestritten, daß es sich hier um ein Recht des 
Landtages handelt. Wir sind jedoch der Mei- 
nung, daß es wohl ein Recht des Landtages 
ist. Weiters können wir eine Erhöhung der 
Umlage im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
vertreten. Soweit es in unserer Macht liegt, 
werden wir versuchen, den Leuten draußen 
klar zu machen, daß im Interesse einer ech- 
ten S tabilisierung solche Erhöhungen vor- 
läufig zurückgestellt werden müssen. Auch 
andere Körperschaften haben für ihre Ange- 
stellten und deren Unterbringung berechtigte 
Forderungen, die sie aber aus Geldmangel 
zuruckstellen müssen. Es ist sicher sehr be- 
quem, sich zu sagen: „Dann beschließen wir 
eben, daß die Leute mehr bezahlen müssen." 
Wenn man das aber für ganz Österreich als 
Beispiel nehmen würde, wäre es um unsere 
Finanzpolitik traurig bestellt. Es ist notwen- 
dig, sich nach der Decke zu strecken, was 
wir auch von der Landwirtschaftskammer 
I erlangen. Dies ist der Grund, weshalb wir 
gegen diese Gesetzesvorlage stimmen. (Bei- 
fall links.) 

ABG. D1PL.-ING. HIRMANN: Hohes Haus! 
Die heutige Gesetzesvorlage besagt: Jm Ar- 
tikel 1, § 29 Abs. 5 des niederösterreichischen 
Landwirtschaftskammergesetzes 1962, LGBI. 
Nr. 41,1962, entfällt der 1. Satz." Wie lautet 
nun dieser erste Satz des zitierten Gesetz- 
blattes? „Zur Einhebung einer Umlage von 
inehr als 280 Prozent der Beitragsgrundlage 
für die Landes-Landwirtschaftskammer oder 
von mehr als 60 Prozent für die Bezirks- 
Landwirtschaftskammern ist ein Landesge- 
cetz erforderlich. "Dieser Satz hat auf Grund 
der heutigen Vorlage zu entfallen. Es heißt 
dann weiter: „Zur Einhebung einer Umlage 
von mehr als 200 Prozent der Beitragsgrund- 
lagc für die Landes-Landwirtschaftskammer 
und von mehr als 50 Prozent für die Bezirks- 
Landwirtschaftskammern ist die Zustim- 
mung der Landesregierung erforderlich." Die- 
ser zweite Satz bleibt vollinhaltlich aufrecht. 
Hier ist mit keinem Wort erwähnt, daß diese 
Erhohung durchgeführt werden kann, wenn 
die Landesregierung innerhalb von drei Mo- 
nalen die Zustimmung nicht erteilt. Hier hat 
der Herr Staatssekretär das Kammergesetz 
vom 29. April 1958 noch in Erinnerung, wo 
der Landtag in einer Novelle zum 9 29 Abs. 6 
die Bestimmung aufgenommen hat, daß die 
Eandesregierurng bzw. der Landtag zustän- 
dig ist. Dort heißt es: ,,Beträgt der Hebesatz, 
der der Umlage bisher zugrunde gelegen ist, 
bei der Landes-Landwirtschaftskammer mehr 
als 200 Prozent und bei der Bezirks-Land- 
wirtschaftskammer mehr als 50 Prozent, so 
ist hierzu die Zustimmung der Landesregie- 
rung er€orderlich." Wie Sie sehen, ist in die- 
sem Gesetz der Landtag nicht angeführt. Das 
will ich ausdrücklich festhalten. Außerdem 
ist noch ein im vorliegenden Gesetzesantrag 
fehlender Satz enthalten, der lautet: „Die 
Zustimmung gilt als gegeben, wenn die Lan- 
desregierung nicht binnen drei Monaten von 
dem Tage, an dem der Antrag bei ihr einge- 
langt ist, die Zustimmung verweigert hat." 
Soviel zur Gesetzeslage. Nun zu den Äuße- 
i-ungen des Herrn Staatssekretärs Röscli. 
Wenn der Herr Staatssekretär aus der Kennt- 
nis der gcsamten Kammergebarung nachge- 
kvieseii hätte, daß die beantragte Erhöhung 
der Kammerumlage nicht notwendig ist, 
dann liäite inan sich mit diesen Argumenten 
auseinandersetzen können. Aber nur grund- 
satzlich LU erklären, wir sind dagegen, weil 
vvir eben dagegen sind und im gegenwärtigen 
Zeitpunkt über eine Erhöhung überhaupt 
nicht reden können, dann ist das meiner 
Meinung nach kein treffendes Argument. Es 
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beweist damit nur, daß Sie, Herr Staats- 
sekretär, und ein Großteil des Landtages gar 
nicht iii der Lage sind, zu beurteilen, ob eine 
Erhöhung von zunächst 20 Prozent notwen- 
dig ist oder nicht. Ich möchte auch keinen 
Vergleich mit anderen Kammern anstellen. 
Ich erinnere mich weit zurück an das Jahr 
1922, als ich von der Hochschule in die Pra- 
xis eintrat. Damals wurde die Niederöster- 
reichisclie Landes - Landwirtschaftskammer 
gegründet. Wie klein und bescheiden war der 
Aufgabciibereich dieser Kammer und wie 
einfach war es eigentlich, Landwirt zu sein. 
In den seither vergangenen 40 Jahren sind 
die AuSgaben der Kammer so ungeheuer ge- 
wachsen, daß keine andere Berufsvertretung 
auch nur annähernd eine ähnliche Entwick- 
lung aufzuweisen hat. Besonders in den letz- 
ten Jahren sind viele neue Aufgaben hinzu- 
gekommen. S o  ist die Landes-Landwirt- 
schaftskammer weitgehend für die Durchfüh- 
rung des Grünen Planes zuständig. Es obliegt 
ih r  die Aufteilung der Mittel, und immer 
neue Anforderungen werden an die Kammer 
:ind an die Landwirte gestellt. Die Bera- 
iungstätigkeit, die heute die Kammer aus- 
üben muB, ist im Vergleich zu den früheren 
Jahren weitaus größer geworden. Wir, die 
wir draui3en in den Bezirksbauernkammern 
tätig sind, wissen, welch großer Parteienver- 
kehr iaglich bewältigt werden muß, in wie- 
vielen einzelnen Fällen eine Beratung not- 
wendig ist, angefangen von der Bauberatung 
über die Düngeberatung, zur Beratung beim 
Ankauf von Maschinen sowie bei Erstellung 
der Steuererklärung, von den vielen anderen 
Dingen gar iiichi zu reden. Das sind alles 
Arbeiteti, die letzten Endes an Ort und Stelle, 
das heißt, im Dorf selbst, durchgeführt wer- 
den müssen und die natürlich dazu zwingen, 
so bedauerlich es auch sein mag, den Appa- 
rat cier Kammer ständig auszuweiten. Und 
das  kommt nicht aus der Vermehrung der 
Schreibtische, wie es so oft geschildert wird, 
da8 sie die Sruchtbarsten Produkte hervor- 
bringen, nein, es ist eine zwingende Notwen- 
digkeit, denn die Kammer kommt mit ihrem 
ßeamtenstand kauin aus, diese Aufgaben zu 
erfullen und sie würde Überhaupt nicht in 
der Lage sein, wenn nicht jeder einzelne die- 
ser Beamten der Kammer weit über die 
Grenzen seiner Dienstvorschrifieii den Land- 
wirten zur Verfügung stehen würde. Nun 
erhebt sich die Frage, sollen wir den Kani- 
merbeaniien die Möglichkeit geben, ihre Auf- 
gaben zu erfüllen, denn jede einzelne Bera- 
tung und jede einzelne Erhebung draußen 
setzt nachträglich in der Kammer selbst ein 
groijes Maß an Kanzleiarbeit voraus, und um 

in der Kanzlei nur arbeiten zu können, ist 
es auch notwendig, daß man den entspre- 
chenden Platz und Raum hat. Ich rede gar 
nicht vom Parteienverkehr, der die Arbeit 
der Beamten, die gerade nicht mit Parteien- 
verkehr beschäftigt sind, weitgehendst stört. 
Ich glaube, Hohes Haus, darüber, daß eine 
Vergrößerung des Büroraumes der Landes- 
Landwir tschaftskammer für  Niederösterreich 
noiwendig ist, kann kaum debattiert werden, 
bzw. diese Berechtigung kann kaum abge- 
stritten werden. Vielleicht wäre es schöner, 
wenn man in das bestehende Haus durch 
Umbau, durch Aufbau neue Räume hinein- 
bringen könnte. Es ist aber bereits erwähnt 
worden, daß das technisch überhaupt nicht 
möglich ist. Wenn aber nun die Notwendig- 
keit besteht, da15 zunächst fur diesen einen 
Zweck der Werbung, den Ausbau dieses Hau- 
ses, bedeutende Mittel notwendig sind, dann 
müssen wir diese Mittel der Kammer geben. 
Nebenbei ist auch erwähnt worden, daß in 
absehbarer Zeit selbstverständlich auch die 
Bezüge der Angestellten der Kammer wieder 
erhöht würden, und zwar in dem Augenblick, 
in dem die Bezüge der öffentlichen Angestell- 
ten erhöh t werden. Die Kammerangestellten 
werden den öffentlichen Angestellten immer 
gleich gehalten und das ist auch vollständig 
in Oidiiung. Der Herr Staatssekretär Rösch 
hat in der Aufzählung über die Erhöhung 
der Einnahmen der Kammer darauf hinge- 
wiesen, daß doch eine beträchtliche Vermeh- 
rung der Kanimermittel eingetreten ist. Da 
darf man aber nicht vergessen, daß der Per- 
sorialauiwand weit über das Verhältnis 
dieser hlitteierhijhung hinausgewachsen ist. 
(Staatssekvetür Rösch: Verdoppel t  hat er 
sich!) Der hat sich nicht verdoppelt, aber er 
trägt wesentlich zur Erhöhung der für die 
Kammer notwendigen Mittel bei. Der größte 
'Feil der höheren Mittel ist natürlich für die 
Förderuiigsmaßiialimen, von denen ich eben 
gcesproclien habe, notwendig. Sie können mir 
glauben, ich sage nicht nur 20 Prozent, nur 
36, nur 16 S, denn ich weiß, das macht im 
Laufe des Jahres und in der Masse Millionen- 
beträge aus, deshalb sage ich auch nicht, das 
macht um 5 Groschen eine Erhöhung, das 
macht um 6 Groschen eine Erhöhung aus, 
denn ietzten, Endes müssen wir es vom 
Standpunkt der Gesamtwirtschaft betrach- 
ien. Wenn wir aber diesem Gesetz die Zu- 
stimmung geben, sind wir uns sehr wohl be- 
wuBt, daß die Bauernschaft eine weitere Be- 
lastung hinnehmen muß, wir wissen aber, 
daß diese Geldei., die für diese Belastung 
aufgewendet werden - wenn ich SO sagen 
darf -, eine gute Kapitalsanlage sind, denn 
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wir setLen damit die Kammer in die Lage, 
daß sie die ihr vom Gesetz vorgeschriebenen 
und noch immer ständig wachsenden Auf- 
gaben immer besser und zweckmäßiger er- 
füllen kann und daß sie mit der guten Be- 
ratung der Landwirtschaft einen wichtigen 
Beitrag zur Sicherstellung unserer Ernäh- 
rung gibt. Wenn Sie nun heute diesem Ge- 
4etz aus den von Ihnen vorgebrachten Grün- 
den die Zustimmung nicht geben können, so 
stimmen Sie, meine sehr geehrten Herren 
und Damen von der Sozialistischen Partei, 
dagegen, daß die Beamtenschaft der Kammer 
in geeigneten Räumen ihren Aufgaben voll 
und ganz nachkommen kann. (Beifall bei 
dei OVP.) 

PRASIDENT TESAK: Die Rednerliste ist 
erschopft. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwor t .  

Berichterstatter ABG. MARCHSTEINER: 
Ich verzichte auf das Schlußwort. 

PKASIDENT TESAR (nach Abslimmuvzg): 
Mit Mehrheit a n g e n o m m e n. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Czidlik, die 
Verhandlung zur Zahl 432 einzuleiten. 

Berichterstatter ABG. CZIDLIK: Hohes 
Waus! Meine Damen und Herren! Ich habe 
naniens des Finanzausschusses Über die Vor- 
lage der Landesregierung, betr. Stadtge- 
meinde Klosterneuburg; Bericht des Rech- 
nungshofes über die Gebarungsprüfung für 
die Jahre 1959 und 1960, zu berichten. 

Der Rechnungshofbericht wird nach 62 
Punkten chronologisch geordnet, auf 5 2  Sei- 
ten dargestellt. 

Ich erlaube mir nun, das Wesentlichste zu 
berichten. 

Punkt 1-5 (Seite 1-4) des vorliegenden 
Berichtes behandelt nun die Gebarungsvor- 
gange, und Lwar werden Gegenüberstellun- 
gen der Voranschläge, Nachtrags oranschläge 
sowie Rechnungsabschlüsse für die Jahre 
1959 und 1960 ausgewiesen und kommentiert. 

Puriht 6 (Seite 4 ) ,  auch Punkt 7 und 8 
(Seite 5 ) .  

Hier wird vom Rechnungshof gesagt, da8 
der verspätete Abschluß der Finanzaus- 
gleiclisverhandlungen ein fast halbjähriges 
Budgetprovisorium, wodurch die rechtzeitigc 
Inangriffnahme oder Fortsetzung von Arbei- 
ien hinausgezögert und ein Moment der Un- 
sicherheil in die Wirtschaftsführung der 
Gemeinde Klosterneuburg hineingetragen 
wurde, kaum rechtfertige. 

Es wird auch bemängelt, daß während der 
Zeit des Budgetprovisoriums außerplan- 

mäßige Ermessensaufgaben getätigt wurden, 
welche im Beschluß des Gemeinderates über 
das Budgetprovisorium keine Deckung €an- 
den. Es wird weiter beanstandet, daß für 
das 8.0. Vorhaben ,,Schulneubau" ein schließ- 
licher Betrag von rund 148.000 S ausgegeben 
wurde, diese Ausgabe jedoch weder in dem 
am 5. Juni 1959 beschlossenen Voranschlag 
1959 noch im Nachtragsvoranschlag vom De- 
7ember 1959 Berücksichtigung fand. 

Punkt 9 (Seite 5).  
»er Rechnungshof kritisiert hier, daß die 

in den Nachtragsvoranschlägen bewilligten 
zusätzlichen Ausgabenkredite zum Zeitpunkt 
der Genehmigung bereits vierfach in An- 
spruch genommen waren. Die dazu heran- 
gezogenen Beispiele betreffen Ermessensauf- 
gaben, die nach Ansicht des Rechnungshofes 
nicht so dringend waren, daß nicht die vor- 
herige Zustimmung des Gemeinderates hatte 
eingeholt werden können. 

Im Punkt 10 (Seite 5)  wird bemängelt, daß 
die unbedeckten Abgänge der ordentlichen 
Voranschläge 1959 und 1960 nicht nach dem 
jeueiligen Haushaltsbeschluß durch erzielte 
Mehreinnahmen bedeckt wurden, da die in 
den Naclitragsvoranschlägen ausgewiesenen 
Mehreinnahmen zur Gänze für die Be- 
deckung zusätzlicher und neuer Aufgaben 
Verwendung fanden. Daß der Haushaltsaus- 
gleich [rotz der über den Nachtragsvoran- 
schlag hinausgehenden Kreditüberschreitun- 
gen gelang, deutet darauf hin, daß in dem 
Nachtragsvoranschlag nicht alle im Zeitpunkt 
seiner Erstellung überschaubaren Änderun- 
gen der Einnahmen und Ausgaben aufge- 
nommen worden waren. 

Punkt 1 3. 
Ini Auslaufmonat des Rechnungsjahres 

1959 wurde für das außerordentliche Vor- 
haben &analbau" ein Betrag von 315.288,43 S 
zu Lasten der allgemeinen Kassenmittel ver- 
ausgabt und auf dem Vorschußkonto D 91 
unwirksam verrechnet. Dem Vernehmen 
nach soll diese Methode gewählt worden 
sein, weil die für den Kanalbau vorgesehenen 
speziellen aulSerordentlichen Deckungsmittel 
nicht in ausreichender Höhe eingegangen 
sind. 

Der Rechnungshof darf darauf hinweisen, 
daß nach allgemein gültigen Grundsätzen der 
Kameralistik alle Einnahmen und Ausgaben, 
die endgültig solche der Gemeinde sind, nur 
zugunsten oder zu Lasten eines Voranschlags- 
ansatzes vollzogen werden dürfen und im 
Sinne der Bestimmungen des Punktes I1 
Zifi. 5 der Voranschlagsrichtlinien in der 
durchlaufenden Gebarung nur jene Einnah- 
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inen und Ausgaben verrechnet werden dür- 
f en, die endgültig nicht solche der Gemeinde 
sind. Der Rechnungshof darf auch an die 
Beschlüsse des Gemeinderates zu den jewei- 
ligen Voranschlägen erinnern, die die Inan- 
griffnahme außerordentlicher Vorhaben erst 
und nur insoweit gestatten, als die hiefür 
notwendigen Mittel vorhanden sind bzw. die 
Zuteilung der zur Bedeckung vorgesehenen 
Mittel rechtlich und tatsächlich gesichert ist. 
Auch ist ein Vorgriff auf die außerordeni- 
lichen Deckungsmittel des Nachjahres nir- 
gends vorgesehen und daher abzulehnen. 

Iin Rechnungsjahr 1960 wurden auf dem 
VorschuDkonto D 91 der durchlaufenden Ge- 
barung 30.000 S für Grundankaufe verrech- 
net. Aus den gleichen Gründen hatte diese 
Ausgabe beim gleichnamigen außerordent- 
lichen Ausgabenansatz Verrechnet werden 
müssen, auch wenn dort kein Kredit mehr 
vorhanden war. 

Punkt 14 (Seite 7 und S ) .  
lm Anschiuß an die Hinweise des Recli- 

nungshofes im Punkt 13 wird erklärt, daß die 
Schwierigkeiten, die die strikte Einhaltung 
der Ausgabenkredite gelegentlich bereiten, 
durch die Veranschlagung von Verstärkungs- 
mitteln in angemessener Höhe gemildert 
werden könnten und die Voraussetzungen 
und Durchführung bei der Veranschlagung 
von Verstärkungsmitteln ausführlichst er- 
läutern. 

Punkt 15 (Seite 8-10). 
Hier wird die Entwicklung des ordent- 

lichen Haushaltes aus den Rechnungsab- 
schlüssen der Jahre 1958-1960 tabellenmaßig 
dargestellt und festgestellt, daß die Stadt 
bei Beanspruchung der vollen Steuerkapazi- 
tat nicht nur ihre laufenden Ausgaben decken, 
sondern darüber hinaus noch etwa ein Zehn- 
tel der verfügbaren ordentlichen Haushalts- 
mittel den a. 0. Investitionen und den Rück- 
lagen für eine bescheidene Zukunftsvorsorge 
zuführen konnte. 

Punht 16 und 17 (Seite 11). 
Der Rechnungshof berichtet hier über die 

gute wirtschartliche und finanzielle Entwick- 
lung der Gemeinde Klosterneuburg, über das 
Verlialtiiis der gemeindeeigenen Abgaben zu 
den gemeinschaftlichen Bundesabgaben und 
verweist auf die Vorteile des neuen Finanz- 
ausgleiches 1959 iür die Stadt. 

Punkt 19 (Seite 12). 
Trotz des stetigen Anwachsens der Abga- 

benerträge weist der Rechnungshof darauf 
hin, daß eine Entwicklung nicht übersehen 
werden darf, welche den Zuwachs an allge- 
meinen Deckungsmitteln schnell aufzusaugen 

-~ - *  

droht. Die Aufwendungen mehrerer öffent- 
licher Einrichtungen sind durch die Lohn- 
und Preisbewegungen in1 Berichtszeitraum 
merklich gestiegen, während die Benützungs- 
gebühren oder -entgelte überhaupt nicht, 
verspatet oder nicht hinreichend nachge- 
zogen wurden. Die Ausgaben beispielsweise 
für folgende Einrichtungen und für den 
Hausbesitz waren im Berichtszeitraum durch 
spezielle Einnahmen in nachstehendem Pro- 
zentausmaß bedeckt: 

1958 (''/U) 1960 ("/II)  
Kanalisation 84,05 49,04 
Kehrichtabfuhr 120,70 93,34 
Fi  iedhöfe 135,71 107,67 
Bäder 82,03 80,03 
Hausbesitz 81,38 57,Ol 
Punkt 21 (Seite 13 und 14). 
Die gunstige Entwicklung der Investitions- 

tätigkeit der Stadt Klosterneuburg in den 
Jahren 1955-1960 ist hier ziffernmäßig und 
gegliedert ausgewiesen. 

Puiiki 23. 
Kaum die Hälfte der veranschlagten außer- 

ordentlichen Investitionen konnte in den letz- 
ten Jahren tatsächlich durchgeführt werden. 
Die Stadtgemeinde soll selbstverständlich In- 
vestitionspläne auf weite Sicht aufstellen, sie 
beibehalten und gegebenenfalls auch in die 
Voranschlagsoperate aufnehmen. Das eigent- 
liche Jalii-esbudget darf aber nach Punkt I1 
der Voraiisclilagsrichtlinien nur Vorhaben 
und Investitionsquoten enthalten, die in die- 
sem Jahr voraussichtlich durchgeführt wer- 
den koniien. 

Punkt 24. 
Die Stadtkasse war während der Berichts- 

jahre stets liquid. Die Kassenbestände er- 
reichten sogar lange Zeiträume hindurch 
eine Höhe, die ihre teilweise Bindung als 
Festgelder zur Erzielung höherer Zinsener- 
iräge erniöglicht hätte. 

Die Verteilung des Kassenbestandes auf 
etwa ein Dutzend Girokonten behindert seine 
wirtschaftliche Verwaltung. Die Stadtkasse 
mÜRte sich daher bemühen, Giroverbindun- 
gen, die nicht unbedingt notwendig sind, 
aufzulassen. 

Punkt 25 und 26 (Seite 15 und 16). 
Vom Rechnungshof wird hier kritisiert, 

daß beim Rechnungsabschluß 1960 die Haus- 
hal tsrechnung nicht in übersichtlicher Form 
dargestellt war und daher ein zusätzlicher 
Arbeitsaufwand geleistet werden mußte, der 
in keinem angemessenen Verhältnis zum Aus- 
sagewert des gewonnenen Ziffernmaterials 
steht. Es wurde auch bemerkt, daß die bis- 
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herige iibung, die Zurechnungsfrist über den 
3 1. Jänner des folgenden Jahres auszudehnen, 
der Vorschrift der Rechnungsabschlußricht- 
linien widerspricht. 

Punkt 27 (Seite 16 und 17). 
Hier wird über Einnahmen-Rückstände 

lind Rechnungsabgrenzungsposten beim Recli- 
nungsabschluß 1960 berichtet und Verschie- 
denes in der Durchführung und Abwicklung 
kritisiert. Besonders wäre die Hereinbrin- 
gung der Rückstände mit besonderem Nacli- 
druck zu betreiben. Im Jahre 1959 wurden 
drei, ini Jahre 1960 siebzehn Getränkesteuer- 
kontrollen durchgeführt. Auf Grund dieser 
Kontrollen erfolgte im Jahre 1959 keine nach- 
trägliche Vorschreibung, im Jahre 1960 be- 
trugen die nachträglichen Vorschreibungen 
einschließlich der Säumniszuschläge insge- 
sanit 3.190,82 S. Die dürftigen Protokolle 
U ber diese Erhebungen und die vernachläs- 
sigte Auswertung der von den Finanzbehör- 
den ubersendeten Kontrollmitteilungen über 
Weinkäufe lassen Zweifel daran aufkommen, 
daii die gesetzlich vorgesehenen Möglichkei- 
ten zur Uberwachung des Steueraufkommen5 
ausgeschopft wurden. Angesichts der Bedeu- 
tung der Getränkesteuer für den Gemeinde- 
haushall - sie brachte zusammen mit 
der Speiseeisabgabe im Jahre 1960 rund 
1,595.000 S ein - empfiehlt es sich, die Kon- 
trollen weitgehend zu intensivieren. 

Punkt 28 und 29 (Seite 17 und 18). 
Hier berichtet der Rechnungshof über den 

Krankenhausabgang und seine Abwicklung 
sowie Verrechnung, wobei er mehrere Durch- 
fuhrungsvorgänge und Darstellungen bemän- 
gelt. 

Punkt 30 (Seite 18 und 19). 
Wie bei Punkt 27 über Einnahmen-Rück- 

stände, so wird auch bei den Ausgaben-Rück- 
standen bemängelt, daß in denselben bedeu- 
lendc Rechnungsabgrenzungsposten stecken 
und auch andere Nachweisungen nicht ge- 
meinsam, sondern in getrennten Haushalts- 
stellen aufzunehmen sind. Um auch künftig- 
hin Rückstände für Bauleistungen zu ver- 
minder 11, sind die Rechnungsleger zu ver- 
halten, ihre Fakturen unmittelbar nach er- 
brachter Leistung einzureichen. Außerdem 
wurden Wohiiungsbeschaffungsdarlehen in 
den Jahren 1958 bis 1960 nicht in Anspruch 
genommen, jedoch in Gebühr gestellt und 
als Zahluiigsrückstände ins Naclijahr vorge- 
tragen, obwohl ein Schuldverlialtnis nicht 
begründet worden war. Die Verwaltung war 
zur Bildung solcher Haushaltsreste weder 
durch den Gemeinderat noch durch die Ge- 
meindeordnung und die Richltinien ermäch- 

tigt. Sollte jedoch ein solcher Gemeinderats- 
bed i luß  gefaßt werden, so wären diese 
Haushaltsreste unbedingt als solche zu kenn- 
zeichnen und einer Kreditrestrücklage zuzu- 
tiihren. 

Die Gegenwerte für Bauleistungen wurden 
in der vollen, von der Stadtgemeinde als 
richtig festgestellten Höhe angewiesen und 
zur Gebühr gestellt. Abgestattet wurden aber 
nur die um allfällige Haltrücklässe vermin- 
derten Beträge, während die Haftrücklässe 
als Ausgaben-Rückstände verblieben. Diese 
Darstellung ist unbefriedigend. Die aus dem 
Leistungsvertrag entstandene Schuld wäre 
haushaltsmäßig in voller Höhe des anerkann- 
ten Rechnungsbetrages abzustatten und der 
Haftrücklaß im Wege der Aufrechnung als 
fremdes Geld (Verwahrgeld) in der durch- 
laufenden Gebarung in Empfang zu verrech- 
nen gewesen. 

Punkt 31, 32, 33 (Seite 19-22). 
In diesen Punkten bemängelt der Recli- 

nungshol verschiedene Buchungsvorgänge 
und Abwicklungen und macht über die Art 
der Durchführung entsprechende Vorschläge. 

Punkt 34 (Seite 22 und 23). 
Hier LLird vom Rechnungshof über die 

Kreditbewegung der Stadt Klosterneuburg 
und über die Verwendung, Verzinsung und 
Tilgung dieser Kredite berichtet. 

Punkt 36. 
Zusammenfassend darf gesagt werden, daß 

siLh der Haushalt der Stadtgemeinde Kloster- 
iieubur .g dank des konjunkturellen Auftrie- 
bes der gesamten Wirtschaft und der Bemü- 
hungen der Stadtverwaltung gesund ent- 
wickelt hat. Der günstigere Finanzausgleich 
gab die Möglichkeit, über die Deckung unab- 
weislicher Pfliclitausgaben hinaus Mittel für 
großere Vorhaben einzusetzen. Die zur För- 
derung der Gesundheit der Bevölkerung und 
zur Sicherung eines bescheidenen städtischen 
Lebensstandards unerläßlichen weiteren Iii- 
vestitioneii für die Wasserversorgung und 
Kanalisation, für die Verkehrsflächen und 
die Stadthalle werden größtenteils aus eige- 
nen R/Iitteln bestritten werden müssen, weil 
den noch vertretbaren Darlehensaufnahmen 
enge Grenzen gezogen sind. Die Gebarungs- 
U berprüfung vermittelte den Eindruck, daß 
durch intensive Einbringuiig der Steuern 
und durch reclitzcitige Angleichung der Ge- 
huhreii I'ür die Benützung öffentlicher Ein- 
richtungen an deren Kosten noch Einnahme- 
reser'ven nutzbar gemacht werden könnten. 
Diirch ciiie straffere und einheitliche Organi- 
sation licße sich die innere Verwaltung ver- 
bessern und, wenn auch nur' mäßig, verbilli- 
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geii. Für manche Teilgebiete der Verwaltung 
fehlen regelnde Dienstanweisungen; soweit 
solche uiid sonstige Vorschriften in Geltung 
stehen, finden sie nicht imnier die gebüh- 
icnde Beachtung. Es wird daher Sache der 
Dienstaufsicht sein, auf die iiachgeordneten 
Organe entsprccliend einzuwirken und um 
die Schulung der Nachwucliskräfte besorgt 
zu sein. 

Von Punkt 37-44 (Seite 24-33) werden 
vom Rechnungshof in vorliegendem Bericht 
Persoiiülaiigelegenheiteii behandelt. Der Rech- 
nungshof stelit Kat, daß der Dienstposten- 
plan eiiieii bedeutend höheren Personalstand 
aufweist, als der Normalstelienplan. Auch ist 
eine ständige Verringerung der pragmat i- 
rcheii Flaristellen festzustellen, das heißt, da8 
freiwerdende Beamteiiplanstellen nicht mehr 
zur Besetzung gelangen. 

Punkt 38 (Seite 28), Personalstand beim 
Dienstpustenplan. 

Hier schildert der Rechnungshof jene Fälle, 
dic mit dem Dienstpostenplan nicht über- 
eins Ljniiiien. 

Punkt 40 (Seite 29).  
In den Rechnungsabschlüsscn wurden 

ständig Ausgaben für Belohnungen und Aus- 
iiilien ausgewiesen. In den Voranschlägen 
war ,jedoch bisher kein Kredit für solche 
Ausgaben vorgesehen. Dieser Aufwaiid wäre 
künftig bei der Veranschlagung zu berikk- 
sichtigei-1 

Punkt 41 (Seite 29-32). 
Hier schildert und bemängelt der Rech- 

nungsliol in der Hauptsache verschiedene 
Befbi.deruiigei1 Lind Reihungeii in höhere 
Bezugsklassen, die nicht den gesetzlichen 
Grund!agen entsprechend vorgenommen wur- 
den. Außerdem bemängelt er fehlende 
Dienstverträge init einzelnen Bediensteten 
h n v .  kehlende Zusatzdienstverträge auf Grund 
von Gcriicincleratsbcschlüssen. Weiters be- 
Iianuel t er einen Fall, wonach eine Kraft, die 
bcreils vier Jahre ini Dienst der Gemeinde 
Klosterneuburg stand, noch immer als nicht- 
tänd.ip Bedienstete gefiihrt wird uiid im 

Ihcnstpvs tenpiaii für sie kein Dienstposten 
voi-handeii. ist. 

Punkt 44 (Seite 32 und 33). 
Hi: i WLirdc der Sachaufwaiid mit dem 

Pci sonalaufwand für kucliilfen vermischt. Er 
\\-ärt gelKennt zu veranschlager,. 

Pulikt 45 (Seite 33), Umbuchung ~7on Per- 
~onalausgaben aui' Saci~konten. Die Anwei- 
sung zu diesen Umbuchungen stellte sich das 
Rechnungsamt SL:' ost aus. 

Punki 16 (Seite 33-35) behandelt die Ge- 
barung des Krankenhauses. 

Punkt 47 (Seite 35-36) zeigt die Mängel 
in der Ans taltsbuchlialtung des Krankenhau- 
ses bzw. die notwendigen Richtigstellungen 
auf. 

Punkt 48 (Seite 36). 
Mängel in der Küchenverrechnung des 

Krankenhauses bzw. Differenz im Magazin. 
Es wird festgestellt, daß zwischen den Auf- 
ziechnungen in der Verwaltung des Kranken- 
hauses uind den tatsächlichen Warenbestän- 
den nicht unwesentliche Differenzen auf- 
scheinen. 

Punkt 49, 50 (Seite 36 und 37). 
Beanstandungen im Warmbad, und zwar 

aegrüßt der Rechnungshof, daß auf Grund 
cinei. 1 OO0/oigen defizitären Gebarung man 
iiunriiehr dazu übergegangen ist, Gasfeue- 
rung einzubauen bzw. er beanstandete, daß 
die alte Koksfeuerung noch immer instand- 
gesetzt ist und gewartet wird und daR da-- 
durch höhere Koksbestände vorhanden sind. 
Er meiiit, daß dadurch die zu erwartende 
Ersparung beeinträchtigt werden könnte. 

Punkt 53 (Seite 38). 
Die Einnahmen an Hauptmietzins fur Neu- 

bauten betrugen im Jahre 1960 rund 143.000 S. 
Ihnen siandeii Ausgaben allein für cien 
Schuldendienst von rund 298.000 S gegen- 
über. Dieses Mißverhältnis ist darin begrün- 
det, da8 die Stadtgemeinde den Mietern 
niedrigere Mietzinse vorgeschrieben hat, als 
zur Deckung der gegenwärtig anfallenden 
Annuitäten tür die aufgenommenen Darle- 
hen, die der Bestreitung der Baukosten dien- 
ten, erforderlich gewesen wäre. So wurde 
ltir zwei Neubauten, die im Jahre 1958 be- 
zogen worden waren, unter Berücksichtigung 
der Verpflichtungen aus den aufgenomme- 
nen Dai,lehen ein Mietzins von 6 S für den 
Quadratmeter Wohnfläche errechnet, jedoch 
mit 3 5: festgesetzt. Dieser Mietzins deckt 
die Bau- und Finanzierungskosten erst nach 
80 Jahren. 

Punhi 54 (Seite 38 und 39). 
Hier Lritisiert der Rechnungshof verschie- 

dene Vorgänge, betreffend Schlägerung von 
Holz aus Eigenforsten. Er bemängelt, daß 
Unterlagen bzw. Lageraufzeichnungen nicht 
ordentlich geführt wurden. Er bemängelte 
ferner, daß  wertvolle Holzbestände im Freien 
lagern und stellte fest, daß beispielsweise 
ein privater Personenkraftwagen unter Dach 
iinteigebracht ist. 

Punkt 55 (Seite 39-45). 
Hier wird Kritik geübt bei den Vorgängen 

anläßlich des Neubaues eines Restaurations- 
gebäudes im Strandbad, und zwar wurden 
die Arbeiten nur teilweise ausgeschrieben 
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und keine Vergebung an Bestbieter, ohne 
Angabe der Gründe, durchgeführt. Weiters 
kamen t berschreitungen vor und anderes 
mehr. 

Punkt 56 (Seite 45-46). Vermietung der 
Haderestauration, Festsetzung des Pachtes, 
Pachtrücks tände. 

Hier bemängelt der Rechnungshof, daß der 
Pachtvertrag, zumindest in einem Passus, 
unklar abgefaßt ist. Es handelt sich um den 
Eiskiosk. W-eiters bemängelt er, daß festge- 
setzt ist, daß der Pächter eine Kaution von 
100.000 S zu erbringen gehabt hätte, während 
nur 50.000 S erbracht wurden. Für den Rest 
wurde ein Grundstück als Pfand zur Ver- 
fügung gestellt, daß also die restliche Pacht- 
ltaution nicht vollkommen den Richtlinien 
entsprach. 

Punkt 58 (Seite 47-49). 
Hier wird ähnlich wie oben Kritik geübt 

am Bau einer Volksschule. Es werden Aus- 
schreibung und Arbeitsvergebung bemängelt. 

Punkt 60 (Seite 49-51). 
Auch hier wird Kritik geübt an den Vor- 

gängen rund um die Wohnhausanlage in der 
Rrmdmayerstraße. Mängel in der Ausschrei- 
bung und Vergebung der Bauarbeiten, 
sowie Uberschreitungen der Kostenvoran- 
schlage werden aufgezeigt. 

Soweit der vorliegende Rechnungshofbe- 
richt. 

Dem Rechnungshofbericht ist eine schrift- 
liche Äußerung des Herrn Bürgermeisters 
der Stadt Klosterneuburg vom 10. Juni 1962 
angeschlossen. Sie ist ebenfalls chronolo- 
gisch nach den Punkten des Rechnungshof- 
berichtes geordnet. 

5 Punkte des Berichtes werden seitens des 
Herrn Burgermeisters ohne Gegenäußerung 
7ur Kenntnis genommen. 

32 Punkte \verden zur Kenntnis genommen, 
wobei gesagt wird, daß dem Rechnungshof- 
bericht Rechnung getragen wird. (Punkt 8- 

49, 51, 59 und 60-62.) 
Zu 13 Punkten des Rechnungshofberichtes 

begründet der Herr Bürgermeister die Vor- 
gangsweise der Gemeinde zum gegebenen 
Zeitpunkt. (Punkt 6-7, 11, 23, 37, 46, 52-58.) 

2 Punkte des Rechnungshofberichtes nimmt 
der Herr Bürgermeister zur Kenntnis; sie 
sind eine Anerkennung für die Gemeinde. 
(Punkt 21, 22.) 

Zu einem Punkt des Rechiiungshofberich- 
tes gibt der Herr Bürgermeister eine Be- 
gründuiig für die Vorgangsweise der Stadt- 
gemeinde zum gegebenen Zeitpunkte, ver- 

10, 12-19, 25, 27, 30, 31-33, 36, 40-45, 47- 

spricht jedoch, dem Bericht Rechnung zu 
tragen. (Punkt 24.) 

Zu 2 Punkten erklärt der Herr Bürgermei- 
ster, den Empfehlungen des Berichtes wird 
entsprochen. (Punkt 28 und 29.) 

Zu einem Punkt erklärt der Herr Bürger- 
meister, die Ausführungen des Berichtes 
dürften auf einer unrichtigen Information 
beruhen. (Punkt 50.) 

Zu einem Punkt erklärt der Herr Bürger- 
meister, die Stadtgemeinde wird sich be- 
inühen, iin Sinne der Anregung des Berichtes 
zu handeln. (Punkt 34.) 

Punkt 35 konnte bis jetzt nicht erfüllt 
werden, wird jedoch durchgeführt. 

Auf 4 Punkte wird in der Gegenäußerung 
des Herrn Bürgermeisters zum vorliegen- 
den Kechnungshofbericht nicht eingegangen. 
(Punkt 20, 26, 38, 39.) 

Am Schluß seiner Gegenäußerungen aner- 
kennt der Herr Bürgermeister der Stadtge- 
meinde Klosterneuburg die Notwendigkeit 
der Tätigkeit des Rechnungshofes und dankt 
[ur die geleistete Arbeit anläßlich der Uber- 
priifung. Der Bericht des Rechnungshofes 
vom 10. Juni 1962 wurde von der Landes- 
regierung in ihrer Sitzung vom 4. Dezember 
1962 zur Keiiiitnis genommen. 

Ich habe daher namens des Finanzaus- 
schusses dem Hohen Hause folgenden An- 
trag vor~ulegen ( l ies t ) :  

,,Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der Bericht des Rechnungshofes vom 

10. Juni 1962, Z1. 1050-1a11962, über das Er- 
gebnis der im Jahre 1961 vorgenommenen 
uberprüiung der Gebarung der Stadtge- 
meinde Klosterneuburg für die Jahre 1959 
und 1960, sowie die Äußerung des Bürger- 
meis ters der Stadtgemeinde Klosterneuburg 
werden zur Kenntnis genommen. 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
zur Durchführung dieses Landtagsbeschlus- 
ses das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Dis- 
kussion einzuleiten und die Abstimmung 
vorzunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zuin Wort gelangt der Herr Abg. Pet- 
ienauer. 

ABC. PETTENAUER: Hohes Haus! Ich 
glaube, es ist bestimmt ein Zufall, daß im 
gleichen Zeitraum, in dem den Mitgliedern 
des Hohen Hauses der Bericht des Obersten 
Recliiiungshofes zugegangen ist und im Aus- 
schul$ sowie iiii Landtag zur Beratung steht, 
in der politischen Farbküche des Landes 
Niederösterreich für den Bezirk Wien-Um- 
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gebung eine neue Farbe gesucht wird. Die 
Geruch te, da13 der Bezirk Wien-Umgebung 
aufgelöst, die Stadt Klosterneuburg zur Sta- 
tutarstade erhoben und die Stadtgemeinde 
Schweclia t als Pflaster ebenfalls zur Statutar- 
Stadt gemacht werden soll, das kleine Pur- 
kei.sdorf der Bezirkshauptmannschaft St. Pöl- 
ten zugeteilt und in Neulengbach, Preßbaum 
oder sonstwo eine Expositur errichtet wer- 
den soll, kommen nicht zum verstummen. 
Dies läßt auf eine rege Betriebsamkeit 
schlieBen, doch kennt man leider die Köche 
nich 1. Die politischen Landesiürsten, der 
Herr Landeshauptmann und Co . . , (Abg. 
Stangiei.: W o  isi der  Co.?) Die Compagnons 
sitzen hier. Der Herr Landesrat Hilgarth 
usu'., die scheinen aber nichts davon zu 
wissen, außer die Situation hätte sich in den 
letzten sechs W-oclien geändert, denn auf 
neine Anfrage im Finanzausschuß wurde 
konkret, bestimmt und dezidiert erklärt, daB 
davon keine Rede sein könne. Aber dieses 
Gerücht breitet sich immer mehr aus und 
nininit greifbare Formen an. Ich möchte 
fast sagen, da6 es seinen Ausgang aus einem 
ganz kleinen Personenkreis, der einer be- 
L timmten Berufsgruppe angehört, genommen 
hat. Man hat das Gefühl, daß diese Vorgänge 
irgendwie mit den Schulgesetzen im Zusain- 
menhang stehen. (Abg. Dip1.-Ing. Hirmann: 
h4it den2 Krankenhaus Klos  i erneuburg!) 
Nein, nein, Herr Ökonomierat! Ihre Sparte 
ist nicht betroffen, aber der Herr Nachbar 
zur Linken, der dürfte etwas davon wissen. 
(Zwiaclzeiiruj rechts: Wer  ist der Linke? 
Przsicient Tesur, das Glockenzeichen gebend: 
Zur  Sache!) 

Meine Damen und Herren! Wir wären sehr 
neugierig, darüber etwas zu hören. Der Herr 
Berichterstatter hat sich einen Orden ver- 
dient. Er  hai den umfangreichen Bericht des 
Rechnungshofes, der ungekürzt etwa zwei 
Stunden in Anspruch nehmen würde, auf 
knappe 25 Minuten zusammengedrängt und 
mit gutem Ej-folg versucht, von dem Bericht 
über Klosterneuburg soviel zu bringen, daß 
inan Uber das ganze einen guten überblick 
gewinnen konnte. Dieser Bericht umfaßt die 
Jahre 1960 und 1961. Der Rechnungshof 
hätte also Gelegenheit gehabt, etwas mehr 
über die Kulturaufgaben der Stadtgemeinde 
Klosterneuburg und über die großen Opfer, 
die sie in der Vergangenheit für diese Zwecke 
bringen inußte, zu erwähnen. Es gab ja viele 
Initiatoren, die uns einredeten und einpauk- 
ten, daß etwas getan werden müsse, da eine 
900 Jahre alle Babenbergerstadt gegenüber 
der Kutlur eine Verpflichtung hätte. Aber 
keiner hat verraten, woher das Geld für der- 

lei Feiern genommen werden sollte, bzw. wer 
die Schulden übernehmen würde. Erst heuer, 
im Jahre 1962, Herr Abgeordneter, ist es 
besser geworden, und zwar seit dem Zeit- 
punkt, als unser, ich möchte sagen, kultur- 
historisch sehr empfänglicher Bürgermeister 
plötzlich hy-sterisch geworden ist und kate- 
gorisch erkliirte, da6 es, wenn er für diese 
Zwecke kein Geld bekäme, mit den Kultur- 
Verpflichtungen aus wäre. Daraufhin hat man 
sich von seilen des Landes Niederösterreich 
dazu bequemt, die Zuschüsse etwas zu er- 
höhen. Aber hinter mir, in dem Haus hinter 
dieser Mauer, am Minoritenplatz, hat die 
Klage der Stadt Klosterneuburg noch nicht 
bingaiig gefunden. (Abg. Stangler: Wird sich 
auch bessem!)  Es wäre höchste Zeit, wenn 
diese Interveiitionisten auch bei Herrn Bun- 
desminister Dr. Drimmel Gehör finden wür- 
den, denn es genügt nicht, bei Eröffnungs- 
zeremoniell passende, schöne Worte zu sa- 
gen; u n s  wäre es sympathischer, wenn die 
Herrenmit einer etwas pralleren Brieftasche 
erscheinen würden. Soviel zu den Kultur- 
tagen. Irn übrigen sollen im Jahre 1963 aus 
diesen Kulturtagen Kulturwochen werden, 
und wir werden uns weiterhin bemühen, 
unseren kulturellen Verpflichtungen nachzu- 
kommen. Herr Kollege Stangler, wir müssen 
aber ausdrücklich betonen, da13 unser Dr. 
Cenodoxus auf so schwachen finanziellen 
Beinen steht, daß er eine Finanzielle Injek- 
tion nötig hätte, um diese Kulturwochen 
auszuhal ten. (Lai2desizauptmal-2nsiellvertretel- 
Dr. Tsciiadek: Der stirbt in jeder Vorstel- 
iting.') Daran ist der Jakobus Biedermann 
schuld, da kann der Cenodoxus nichts dafür. 
{Ahg. Stangler: Das isi eine Kulturdebatte!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Darf ich noch etwas erwähnen. Der Herr 
Berichterstatter hat ganz kurz über etwas 
berichtet, das im Bericht des Rechnungshofes 
mehr als 7 Seiten in Anspruch nimmt. Der 
Gemeinderat der Stadt Klosterneuburg hat 
sich daran erinnert, daß im Oktober 1955 in 
einer bedeutsamen politischen Tageszeitung 
zu lesen war, daß anläßlich der Gebietsab- 
tretung b m .  der Wiedererrichtung dieser 
Stadt für den Ausbau der städtischen Bäder 
20 Millionen Schilling zur Verfügung stünden. 
Es bestand der Plan, im Somrnerbad Kloster- 
iieuburg ein neues Strandrestaurant zu er- 
richten. Leider war von den 20 Millionen 
Schilling nichts wahrzunehmen. Wir waren 
gezwungen, nach dem System „Schick das 
Tlaserl, schick das Graserl" zu bauen. Wir 
haben kurzweg mit dem Bau begonnen und 
trösteten uns damit, daß der Bau schon 
irgendwie bezahlt werden würde, wenn er 

.-. 
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nur einmal stünde. Dabei ist uns ein vom 
verstorbenen Herrn Generaldirektor Skacel 
geprägter Grundsatz in lebhafter Erinnerung. 
Dieser hat anläßlich der Eröffnung der 
Kainptalw-erke in Ottenstein in einem sehr 
kleinen Personenkreis gesagt: „Von dem, der 
zahlt, wird kein Mensch inehr reden, aber 
von dem, der gebaut hat, werden alle noch 
lange reden." Vielleicht war das einer der 
Gründe, von denen wir uns leiten ließen. Wir 
werden uns freuen, wenn wir anläßlich des 
W1G 1964 vom 200 Meter hohen Turm in 
Kagran einen Blick auf das Strandrestaurant 
in Klosterneuburg werfen können, denn der 
Turni ist ja hoch genug, daß nian hinsieht. 
Vielleicht wird dadurch Gelegenheit gegeben, 
neue Freunde für das Strandbad Kloster- 
neuburg und für die Stadtgemeinde zu ge- 
winnen. 

Meine Damen und Herren! Es ist gewiß 
nicht meine Aufgabe, die Arbeit des Bericht- 
erstatters zunichte zu machen, indem ich 
seirie sparsame Berichterstattung durch das 
ergänze, was er weggelassen hat. Ich glaube, 
das wollen wir auch gar nicht. Ich wollte nur 
ganz kurz einmal zur Sprache bringen, was 
m a n  mit den Gebieten, die in der Bezirks- 
haup tmannschaft Wien - Umgebung zusain- 
i-iiengefaßt sind, tatsächlich beabsichtigt. Die 

I Bevvohner dieser Gebiete haben sich an die 
derzeitige Regelung gewöhnt und finden sie 
durchaus erträglich. Will man wirklich diese 
im Jahre 1955 geschaffene Gemeinschaft tren- 
nen, neue Gebiete zusammenschließen und 
damit neue Zusammenhänge aber auch neue 
Schwierigkeiten erstehen lassen? Es würde 
uns  sehr Ireuen, wenn wir vom Herrn Lan- 
deshaup tinann - leider Gottes ist er nicht 
anwesend, aber ich weiß, daß ihm davon 
erzalilt wird, er hat vielleicht auch die Nlög- 
lichkeit, im stenographischen Protokoll nacli- 
zulesen, was heute hier gesprochen wurde - 
vielleicht bei Gelegenheit eine Antwort be- 
kommen würden. i m  übrigen möchte ich als 
Klosierrieuburger, als Mitarbeiter unseres 
Herrn Bürgermeisters, der heute hier an- 
wesend ist und dem Hohen Landtag die 
Ehre gibt, zuzuhören, mit dem I-Ierril Bürger- 
meister dem Rechnungshof danken. Seine 
Kritik war hart, seine Kritik war vielleicht 
nicht ganz darauf abgestimrnt, daß sich aus 
diesem Kiosterneuburg von ehemals 15.000 
Einwohnern nunmehr eine Großgemeinde 
mit 24.000 Einwohnern entwickelt hat, aus 
ehemals 15 Kilomeier Gemeindestraßen nun 
Uber 100 geworden sind usw. Es hat sich 
alles gigantisch vergrößert, selbstverständ- 
lich auch die Verwaltungsaufgaben. Letzten 
Endes, meine Damen und Herren, wurde 

I n i t  dieser Riesenaufgabe eine Gemeinde1 er- 
~~al tu i - ig  betraut, die 20 Jahre, möchte ich 
sagen, politisch und verwaltungsinäßig Absti- 
nenL, gewaltsame Abstinenz, üben mußte. 
Es ist nichi so leicht, eine Gemeinschaft 
von Grund auf, wie es die anderen nach 1945 
gemach1 haben, auszubauen, sondern man 
vtiii-d mitten hineingestellt in eine funk- 
tionierende Verwaitung als Neuer, ich inöcliie 
rageii als Gemeindekommunalpolitiker, in 
den Kinderschuhen steckend. Trotz alledein 
wiiide 111 dieser Stadt auch fur die Verwal- 
tung Gigmtisches geleistet, und wenn der 
Rectariungsliof manches harte Wort aus- 

prichi, so sind wir den Herren nicht bose, 
$16' sind über 3 Wochen überall, wo es in 
Iilusterneuburg nach Verwaltung riecht, lie- 
tiinigegangen, sie haben aber nicht nur harte 
Kritik geübt, sie haben uns auch manch 
gilteil Ratschlag erteilt, und der Herr Bürger- 
meister hat in seiner Stellungnahme dazu 
den Hcrren des Rechnungshofes seinen Dank 
dalur ausgesprochen. Ich mbchte das auch 
i u i ~ ,  dem Rechnungshof herzlich danken für 
seine Kritik, die für uns wertvoll ist, und 
vor allen Dingen herzlich danken für die 
iielen guien Anregungen, die er uns gegeben 
und dadui ch geholfen hat, unsere Verwaltung 
noch besicr 7u gestalten. (BeifuZ2 bei der  
SPO.) 

PRASiDENT TESAR: Die Rednerliste ist 
=r\cliOpCt. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Ucrichterstatter ABG. CZIDLIK: Ich ver- 
7idite auf das Schlußwort. 

PKÄSIDENT TESAR (nuch Abstinznzung): 
A n g e n o ni ni e n. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Sigmund, die 
X7erhandIung zur Zahl 449 einzuleiten. 

Bcrlchterstaticr ABC;. SIGMUND: Hoher 
Landtag! ivleine Damen und Herren! Ich habc 
naniens dcs Finanzausschusses über die Vor. 
iagc der Landesregierung, betr. die überprü- 
iimg der Gebarung des aö. Krankenhauses 
Scheibbs durch den Rechnungshof, zu be- 
richteii. 

Der Rechnungshof hat in der Zeit vom 
20. bis 29. Juni 1961 die Gebarung der Kran- 
kcnanstall Scheibbs überprüft und ich be- 
ehre mich, Ihnen zu berichten: 

T. Lmfende Ausgaben (ohne Investitionen j 
3,1'74.243 S. 

11. Laufende Einnahmen (ohne Zweckzu- 
scliüsse) 2,695.972 S. 
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111. Gebarungsabgang (Grundlage zur Be- 
messung der Zweckzuschüsse) 478.271 S, 
hiezu IiiL.estitioiisaufwand im 
J?.hre 1960 63.535 S, 
ergibt eiiien Gesamtgebarungs- 
abgang von 541.806 S. 

Die laufenden Einnahmen deckten sohin 
85";n der laufenden Ausgaben. 

Dieses Gebarungsergebnis ist im Vergleich 
zu anderen Krankenanstalten ähnlicher G r ö k  
und Struktur als Verhältnismäßig günstig zu 
!3ezeichnen. 

Werden die vom Bund auf Grund des 3 57 
&AG. sowie die vom niederösterreichisclien 
Krankeiianstaltensprengel und vom Land 
Niederösterreich gemäß $5 71 und 72 des 
Niederösterreichischen Krankenanstaltenge- 
setzes, LGBl. Nr.  10911957 (Nö. KAG.), zum 
Betriebsabgaiig des Jahres 1960 zu leistenden 
Zweckzuschüsse (zusammen 372.491 S )  be- 
rücksichtigt, so hat die Stadtgemeinde 
Scheibbs zur Führung des genannten Kraii- 
kenhauses im Jahre 1960 aus eigenen Mitteln 
169.315 S beigetragen. 
Liquidität. 

Das Krankenhaus ist mangels ausreiclien- 
der flüssiger Kassenmittel mit der Beglei- 
chung der Rechnungen erheblich im Rück- 
stand. Mi t  Stichtag 20. Juni 1961 standen 
noch aus dem Jahre 1960 offene Rechnungen 
im Gesamtbetrag von rund 128.600 S und 
aus dem Jahre 1961 im Gesamtbetrag von 
42i.400 S zur Zahlung in Evidenz. 

Darüber hinaus besteht sogar noch die 
Gefahr, daß einzelne Lieferfirmen bei erheb- 
lichem Zahlungsverzug Verzugszinsen be- 
rechnen. 

Um der in1 $ 23 Abs. 2 Nö. KAG. den Trä- 
gern der Krankenanstalten auferlegten Ver- 
pflichtung nachzukommen, diesen Anstalten 
Be triebsvorschüsse in angemessener Höhe 
zix Verfügung zu stellen, sah sich die Stadt- 
gemeinde Scheibbs im Hinblick auf ihre uii- 
giiristige finanzielle Lage genötigt, für das 
Krankenhaus im Jahre 1959 einen Koiito- 
korrentkredit in Höhe von 294.838,70 S bei 
der Spar- und Kreditbank in Wien VII. ,  Neu- 
baugasse 8, aufzunehmen. Dieser Kredit war 
init 9 i ? 1 0  zu verzinsen und belastete das 
Krankenhaus im Jahre 1960 mit 28.009,68 S 
an Zinsen. 

Nach dem Erlaß des Amtes der nö. Landes- 
regicrung vom 18. Mai 1961, Z1. LA. VII/3- 
2011V-4/3-1961, betreffend die Zahlungsrück- 
stände iiiederösterreichischer Krankenanstal- 
ten bei den Heilmittelwerken Wien, wäre die 
Stadtgemeinde im Jahre 1960 verpflichtet ge- 

wesen, der Krankenanstalt „laufend einen 
Betriebskredit in der Höhe von 800.000 S zur 
.Verfügung zu stellen". Tatsächlich konnte 
die Gciiieinde jedoch nur 356.000 S beistellen. 
Das Amt der nö. Landesregierung empfahl 
daher, nötigenfalls den bestehenden Konto- 
korrentkredit entsprechend zu erhöhen. 
Kapazitäisausnützung. 

Der mittlere Tagesverpflegsstand betrug ini 
.Jahre 1960 103,3 Patienten, die Zahl der syste- 
inisierteii Betten 130. Daraus ergibt sich eine 
durchschnittliche Kapazitätsausnützuiig von 

Für interne Fälle, die von einem Konsiliar- 
arzt betreut werden, standen 41 Betten zur 
Verfügung. Hier betrug der durchschnittliche 
Verpflcgsstand 40,6 Patienten, die durch- 
sclini ttliche Kapazitätsausnützung also 99"!0. 

Die übrigen 89 Betten sind für chirurgische 
Falle und Geburtshilfefalle bestimmt; einige 
stehen für  Infektionsfälle in Reserve, wo- 
durch der Prozentsatz der belegten Betten 
Ytark herabgedrückt wird. 
Pflegegebühren. 

Geiiiäß 3 49 des Nö. KAG. sind die Pflege- 
gebühren kostendeckend zu ermitteln. Sie 
betrugen 1958 in der allgemeinen Gebühren- 
klasse des Krankenhauses Scheibbs 58 S pro 
Pflegelag und wurden mit Zustimmung der 
nö. Landesregierung iin Jahre 1959 auf 60 S, 
'1960 aui 70 S und 1961 auf 80 S erhöht. 

Nach dem zwischen den Trägern der So- 
zialversicherung und den spitalerhaltendeii 
Gemeindei-i in Niederösterreich abgeschlosse- 
nen, ab 21. März 1958 geltenden Nö. Kranken- 
anstaltenvertrag, genießen jene eine Ermäßi- 
gung der Pflegegebühren. 

Erhöht sich die Pflegegebühr, dann erhöht 
sich die den Sozialversicherungsträgern ein- 
geräumte Ermäßigung verhältnismäßig ra- 
scher als die Gebühr, d. h. sie steigt pro- 
gressiv an. Sie beträgt zum Beispiel bei 
einem Pflegegebührenersatz von 80 S 22 S, 

Da bei dem Krankenhaus Scheibbs pro 
Jahr etwa 32.000 Verpflegstage, d. s. rund 
8%'o der Gesamtzahl der Verpflegstage, auf 
Kassciipatieiiteii entfallen, ist der Entgang 
an Pllegegebüliren beträchtlich. Bei 32.000 
PHegetageii beträgt dieser bei einem Satz 
von 80 S 704.000 S. 

Da der Bund, das Land Niederösterreich 
und der niederösterreichische Krankenaii- 
staltensprengel zusammen nur 68,75"10 des 
Abganges tragen, beträgt der Zuschuß der 
Stadt Sci-icibbs 31,25"/1, des Abganges. Ferner 
muß sie rür alle Investitionen allein auf- 
kommen. 

79,5"/lJ. 

-= 27,5":i!. 
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Unterbringung von Pflegefällen. 
Wie der Rechnungshof festgestellt hat, be- 

fanden siLh mit Stichtag 22. Juni 1961 zwaii- 
Li& Uber 65 Jahre alte Patienten, das ist fast 
' 1 5  des durchschnittlichen Patientenstandes, 
in der Krankenanstalt. Bei einem Großteil 
dieser Patienten handelt es sich um Pflege- 
kille, die wohl zweckmäßiger in einer selb- 
standig geführten ,,chronisch Kranken- und 
geriatrischen Abteilung" (Pflegeheim) unter- 
gebracht werden sollten. 

Krankenans taltenordnung. 
Die Satzungen, Dienstvorschriften und die 

Hausordnung für die Krankenanstalt stam- 
ineri aus dem Jahre 1930. 

Diese Vorschriften sind durch das KAG. 
Uberliol t und ergänzungsbedürftig. 
Verköstigung. 

Wird der Aufwand für Verköstigung und 
die Ersätze für die Personalverpflegung ver- 
mindert und der sich ergebende Nettoauf- 
wand durch die Zahl der Patientenverpflegs- 
tage geteilt, so ergibt sich für 1960 eine Ta- 
gesquote von 5,34 S, d. i., soweit der Rech- 
nungshof feststellen konnte, die niedrigste 
Quote aller allgemeinen Krankenanstalten in 
ganz Osterreich. 

Personalverpflegung. 
Aulier den Patienten wird auch der größte 

Teil des Anstaltspersonals im Krankenhaus 
verkostigi. Wie in den meisten anderen Kran- 
kenanstalten, wird durch die hiefür zu lei- 
stenden Ersatze nicht der volle Aufwand 
abgrgolten. Die Ersätze für die Personalver- 
pflegung wären so zu berechnen, da& sie 
zumindest die Kosten der verwendeten Le- 
bensmittel decken. 

Versicherungen. 
Der Rechnungshof weist darauf hin, daß 

eine Krankenbaracke, die schon vor längerer 
Zeit abgetragen worden war, noch immer 
gegen Feuer versichert ist. 

Wartung der Telephonanlage. 
Die Wartung der Fernsprechanlage wurde 

laut Wartungsabkommen vom 26. Jänner 1954 
der Firnia Kapsch & Söhne in Wien über- 
tragen. Zur laufenden Betreuung der Anlage 
sowie zur Behebung von Storungen muß je- 
weils ein Bediensteter der genannten Firma 
von Wien aus entsendet werden. 

Der Rechnungshof empfiehlt, das laufende 
Wartungsabkommen mit der Firma Kapsch 
LU kündigen und die Betreuung der Fern- 
sprechanlnge der Post- und Telegraphenver- 
waltuiig zu ubertr agen. 

Organisatorisches. 
Wie der Rechnungshof erhoben hat, wird 

der Patieiitenstand täglich direkt der Küche 
von den Kranltenabteilungen bekanntgege- 
ben, ohne die Standesführung einzuschalten. 
Der Rechnungshof empfiehlt daher, den von 
den Abieilungen gemeldeten Verpflegsstand 
täglich mit dem von der Standesführung er- 
mitteltcii Stand abzustimmen. 

Weiters wird darauf hingewiesen, daß die 
Invcntariührung zur Zeit der Uberprüfung 
durch den Rechnungshof nicht auf dem lau- 
fenden Stand war. 

Der Herr Bürgermeister hat hiezu eine 
Stellungnahmc abgegeben, in der er darauf 
hinweist, daß bezüglich der Bemängelungen 
der Punkte: Krankenanstaltenordnung, Per- 
sonalverpflegung, Versicherungen, Wartung 
der Telephonanlage und Organisatorisches, 
bereits Anordnungen gegeben wurden, den 
Empfehluiigen des Rechnungshofes nachzu- 
kornnien. 

Ich habe daher namens des Finanzaus- 
Schusses dem Hohen Hause folgenden An- 
trag vorzulegen (Ziest): 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der Bericht des Rechnungshofes vom 

30. März 1962, ZI. 3.65915-61, über das Ergeb- 
nis der vom 20. bis 29. Juni 1961 erfolgten 
Gebarungsüberprufung des Allgemeinen öf- 
feniliclien Krankenhauses Scheibbs und 
die vom Bürgermeister der Stadtgemeinde 
Scheibbs am 3. Mai 1962 unter AZ. 521-0 
hiezu abgegebene Stellungnahme werden zur 
Kenntnis genommen. 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
enisprechend den Anregungen des Rech- 
nungshofes zu bewirken, daß angemessene 
Abschlagszahlungeii auf die vom Bund und 
x om Land Niederösterreich zu leistenden 
Zweckzuschusse gewährt werden sowie aii- 
zustreben, daß die Träger der Krankenver- 
scherung einen ständigen Vorschuß auf die 
laufeiid anfallenden Pflegegebührenersätze 
leisten." 

Ich biite den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eroffnen und die Abstimmung einzu- 
leiten. 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort ist nie- 
mand gemeldet, wir kommen zur Abstim- 
mung. (Nach Abslimrnung Über den Antrag 
der Finanzausschusses): A n g e n o m m e n. 

Somit ist die Tagesordnung der heutigen 
Landtagssitzung erledigt. 

Sogleich nach dem Plenum wird der Ver- 
fassungsausschuß im Herrensaal seine Sit- 
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zung abhalten, in welcher die Wahl eines der Unvereinbarkeitcausschuß ebenfalls zur 
Schril tführers durchgeführt und der Bericht- Wahl eines Obmannnstellvertreters zusam- 
erstatter für  die Geschäftszahl 454 nominiert inentreten. 

Die nächste Sitzung findet am Donnerstag, wird. 
Im Anschluß an die Sitzung des Verfas- dem 7. Februar 1963, um 14 Uhr, statt. 

sungsausschusses wird zunächst der Schul- 
ausschul3 seine Sitzung zur Wahl eines Ob- Die Sitzung ist geschlossen. 
mannstellvertreters abhalten. Sodann wird (Schlup der Sitzung 16 Uhr  15 Minuten.) 


